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1  Anlass der Planung  

Mit Beschluss des Gemeinderates Großpostwitz vom 05. Februar 2026 wurde die Aufstellung 
des Bebauungsplanes „Oberlausitzer Straße“ beschlossen.  
Geplant ist die Erweiterung eines Mischgebietes am südlichen Ortsausgang von Großpostwitz. 
Ausgangspunkt bildet ein historischer Gewerbestandort, welcher sich bis in die 1920iger Jahre 
als Einzelobjekt vor der Ortslage befand. Später trat weitere, vorrangig wohnbezogene Bebau-
ung hinzu und stellte entlang der Oberlausitzer Straße die Verbindung zum Hauptort her. Der 
rückwärtige Bereich des Gewerbestandortes wurde im Laufe der Jahre einer kleingärtnerischen 
Nutzung überlassen. Anlass der Planung ist eine beabsichtigte Erweiterung der gewerblichen 
Nutzung.  
Der Bebauungsplan „Oberlausitzer Straße“ wird im Regelverfahren aufgestellt. 

Abb. 1: Luftbild Ortseingang aus Richtung Rodewitz 

 
(Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Großpostwitz#/media/Datei:Großpostwitz_Aerial_Pan.jpg) 

 

2  Ausgangssituation 

2.1  Lage im Gemeindegebiet, städtebauliche Umgebung 
Das Plangebiet am Ortsausgang von Großpostwitz in Richtung Rodewitz wird durch die Oberlau-
sitzer Straße im Osten sowie die ehemalige Bahntrasse in Richtung Cunwalder Tal im Südwesten 
begrenzt. Im Norden schließt sich ackerbaulich genutzte Fläche an. Das Gelände weist zwischen 
dem mischgenutzten Teilbereich entlang der Hauptstraße und der kleingärtnerisch genutzten 
Fläche im rückwärtigen Bereich einen Höhenversatz von ca. 2 m auf. 
Bei der gewerblich genutzten Fläche handelt es sich um den Betriebsstandort eines mittelstän-
dischen Unternehmens für Elektrotechnik und Elektronik, bebaut mit einer Lagerhalle und ei-
nem Verwaltungsgebäude, umgeben von ausgedehnten Pkw-Stellflächen. Weitere zugehörige 
Betriebsflächen befinden sich auf der gegenüberliegenden Seite der Oberlausitzer Straße, au-
ßerhalb des Plangebietes. 

Die im Plangebiet rückwärtig gelegenen Kleingartenflächen sind durch den gewerblichen Eigen-
tümer verpachtet. In der Kleingartenanlage befinden sich zahlreiche Gartenhäuser mit weiteren 
Kleinstbauten wie Geräteschuppen und Gewächshäuser. Die Vereinsanlage verfügt über eine 
kleine, unversiegelte Stellplatzanlage an der Oberlausitzer Straße, gelegen zwischen der vorhan-
denen Wohnbebauung. Dabei handelt es sich um einen zweigeschossigen Gebäudebestand der 
1920-30iger Jahre. 

Plangebiet 
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Die nähere Umgebung des Plangebietes wird sowohl von Wohnnutzung im Bereich Schreber-
gasse und Gartenstraße als auch von gewerblicher Nutzung im Osten geprägt. 

 
Als mäßig geneigter, nordöstlicher Hangauslauf des Sonnenberges fällt das Plangebiet, ausge-
hend von der westlich begrenzenden Bahnstrecke, gleichmäßig in Richtung Auenbereich der 
Spree ab, begrenzt durch die Oberlausitzer Straße.  
Zur still gelegten Bahnstrecke wird das Gebiet durch einen markanten Gehölzstreifen gesäumt. 

 
2.2   Bestandsanalyse 

Altlasten 
Nach dem derzeitigen Bearbeitungsstand und der aktuell vorhandenen Datenbasis über Altlas-
ten bzw. Altlastenverdachtsflächen liegen im Plangebiet keine diesbezüglichen Erkenntnisse vor. 
Sollten schädliche Bodenveränderungen bekannt oder verursacht werden, so haben die Ver-
pflichteten nach § 4 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) unverzüglich die notwendigen 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Sanierung zu ergreifen. Weiterhin ist in diesem Falle 
umgehend das Landratsamt Bautzen, Abfallamt, Sachgebiet Abfallrecht/Bodenschutz, gemäß § 
13 Absatz 3 Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz (SächsKrWBodSchG) zur 
Abstimmung weiterer Maßnahmen zu unterrichten. 

Lärm und Luftschadstoffe 
Auf den Planbereich wirken insbesondere die Immissionen und verkehrsbedingten Luftschad-
stoffbelastungen des Straßenverkehrs der Staatsstraße S 116. Aufgrund der vergleichsweise gu-
ten Luftaustauschbedingungen wird davon ausgegangen, dass die Immissionsgrenzwerte der 39. 
BImSchV eingehalten werden. Relevante Lärmbelastungen aus Gewerbelärm liegen nicht vor. 

Erschließungs- und verkehrliche Situation 
Durch die Lage des Plangebietes im Hauptort Großpostwitz und das vorhandene Straßen- und 
Wegenetz ist der Standort gut an die öffentlichen Infrastruktureinrichtungen angeschlossen. 
Gleiches gilt für die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (Bus). Entlang der Ober-
lausitzer Straße verläuft zudem ein beidseitiger Geh- und Radweg. Alle Grundstücke des Plange-
bietes sind direkt an den öffentlichen Straßenraum angebunden. Wo möglich, sollen bereits be-
stehende Zufahrten genutzt werden, um einen Anstieg von Konfliktpunkten mit der Staatsstraße 
entgegenzuwirken. Die Oberlausitzer Straße ist im Bereich des Bebauungsplanes aktuell unfall-
unauffällig. 

Vegetation und Biotopfunktion 
Gesetzlich geschützte und kartierte Biotopflächen, FFH-Gebiete oder Ausgleichsflächen sind in-
nerhalb des Plangebietes nicht vorhanden.  

Medientechnische Erschließung 
Das Plangebiet ist entlang seiner östlichen Außengrenze medientechnisch erschlossen. Die 
Hauptver- und Entsorgungsleitungen wurden in bzw. entlang des anliegenden öffentlichen Stra-
ßenraumes der Staatsstraße S 116 verlegt. 
Die zentrale Abwasserentsorgung erfolgt im Trennsystem und wird der zentralen Kläranlage des 
AZV „Bautzen“ zugeführt. Anlagen zur Regenwasserrückhaltung, um eine Zwischenspeicherung 
und zeitverzögerte Ableitung zu gewährleisten sind nicht vorhanden und nicht geplant. 
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Trinkwasser, Löschwasser 
Im Straßenraum der Oberlausitzer Straße verlaufen die Versorgungsleitungen der Kreiswerke 
Bautzen Wasserversorgung GmbH. Die gebietsinterne Trinkwasserversorgung soll bedarfsbezo-
gen umgesetzt werden. 
Für das Plangebiet muss ausreichend Löschwasser für wirksame Löscharbeiten zur Verfügung 
stehen (DVGW Regelwerk Arbeitsblatt W 405). 
Die notwendige Löschwassermenge beträgt nach Tabelle 1 des o.g. Regelwerkes zwischen 24 
und 192 m³/h und ist für die Dauer von 2 Stunden im Löschbereich von 300 m zu dem schützen-
den Objekt sicherzustellen. Die Menge ist abhängig von der baulichen Nutzung gemäß § 17 der 
Baunutzungsverordnung, Vollgeschoßzahl, der Geschoßflächenzahl und der grundsätzlichen Ge-
fahr der Brandausbreitung.  
Eine Bereitstellung des Löschwasserbedarfs über das bestehende Hydrantennetz ist durch die 
Kreiswerke Bautzen Wasserversorgung GmbH nicht möglich und gehört nicht zum Aufgabenbe-
reich. Hydranten können im Ernstfall für den sogenannten Erstangriff genutzt werden; es kann 
nicht garantiert werden, dass an einem Hydranten jederzeit ausreichend Druck und Menge zur 
Verfügung stehen. Bei einer Löschwasserentnahme muss zudem sichergestellt sein, dass der ge-
setzliche Mindestversorgungsdruck an der ungünstigsten Stelle im Netz weiterhin eingehaltem 
wird. 
Die Gemeinde Großpostwitz beabsichtigt zeitnah die Errichtung einer Zisterne an der Oberlau-
sitzer Straße Nr.45 mit einer geplanten Kapazität von max. 50m³ als zeitliche Überbrückung bis 
Inbetriebnahme der ca. 368m entfernten Löschwasserentnahmestelle an der Spree, in Höhe der 
Verlängerung Gartenstraße. 

Eigentumsverhältnisse 
Die Plangebietsflächen, ausgenommen der Verkehrsflächen, befinden sich in privatem Eigen-
tum.  

Archäologie, Denkmalschutz, Bergbau 
Archäologie 
Bodenfunde sind nach § 20 SächsDSchG meldepflichtig, dazu zählen archäologische Funde wie 
auffällige Bodenverfärbungen, Gefäßscherben, Gräber, Knochen, Geräte aus Stein und Metall, 
Münzen, bearbeitete Hölzer. Fundstätten sind umgehend vor weiterer Zerstörung zu sichern. 
Denkmalschutz 
Belange des Denkmalschutzes werden nicht berührt. Zu beachten ist, dass auch historischen 
Steinsetzungen wie vorhandene Meilensteine, historische Grenzsteine, Wegesteine, Trocken-
mauern u. ä. Kleindenkmale im Sinne von § 2 Abs.1 SächsDSchG sind. Diese sind an Ort und Stelle 
zu belassen und vor Veränderung zu schützen. Bei erforderlichen Eingriffen ist eine Genehmi-
gung nach § 12 SächsDSchG beim Landratsamt Bautzen zu beantragen. 
Bergbau 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Erlaubnisfeldes „Sohland“ (Feldnummer 1720) zur 
Aufsuchung von Erzen. Auswirkungen auf den Bebauungsplan sind hiervon nicht zu erwarten. 

Trinkwasserschutz / Gewässerschutz 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Überschwemmungsgebieten und Trinkwasser-
schutzzonen. Quellen oder natürliche Oberflächengewässer sind nicht vorhanden. 
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Baugrund- und Grundwasserverhältnisse 
Zur Erstellung der Planungsunterlagen wurde ein geotechnischer Bericht erstellt (Baugrundin-
stitut Richter, Bautzen, 21.05.2026). Dieser enthält wesentliche Aussagen zu Baugrund- und 
Grundwasserverhältnissen im Plangebiet.  

Bodenverhältnisse, Baugrund 

Abgesehen von partiellen Auffüllungen im östlichen Teilbereich stehen im Plangebiet meist leh-
mig-tonige Böden an. Grundwassereinflüsse sind in den für Baumaßnahmen maßgeblichen Tie-
fen nicht vorhanden. Alle Böden sind sehr wasser- und witterungsempfindlich, so dass in nieder-
schlagsintensiven Jahreszeiten oder nach der Tauperiode baubedingte Mehraufwendungen z. B. 
zur Stabilisierung von Aushub- oder Gründungssohlen erforderlich sein können. 

Beurteilung der Versickerungsfähigkeit des Untergrundes 

Für Versickerungsanlagen kommen Böden in Frage, deren kf-Werte im Bereich von > 1 · 10-6 
liegen sollten. Der potentielle Aquifer muss ausreichend mächtig und flächenhaft verbreitet 
sein. Der Abstand des Grundwassers zur Sohle von Versickerungsanlagen darf 1 m nicht unter-
schreiten. 

Unter Berücksichtigung dieser Anforderungen liegen in dem untersuchten Bereich ungünstige 
Verhältnisse für die Herstellung von Sickeranlagen vor. 

Nur die unterhalb eines Niveaus von 241 m NHN angetroffenen Sande sind als Böden mit den 
noch größten Durchlässigkeiten zu betrachten. Diesem Bereich ist eine Durchlässigkeit von  kf < 
1 · 10-6 m/s zuzuordnen, die im unteren Grenzbereich der Bandbreite für versickerungsfähige 
Böden nach ATV A 138 liegt. Die Durchlässigkeit der darüber anstehenden lehmig-tonigen Böden 
liegt mit kf < 1 …5 · 10-8 m/s deutlich darunter. 

Durch das Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie wird darauf hingewiesen, dass 
nach Geodatenarchiv unterhalb der weichselkaltzeitlichen Gehänge- / Lößlehme glazifluviatile 
bis fluviatile Sande und Kiese einen Porenwassergrundwasserleiter (PGWL) bilden, für welchen 
sich anhand der langjährigen Grundwasserganglinie der Staatlichen Messstelle "Großpostwitz" 
(MKZ: 48520395) der höchste mittlere Grundwasserstand (MHGW) mit 236,96 m NHN sicher 
ableiten lässt. Es wird empfohlen, die Untergrundeignung für die Versickerung von Nieder-
schlagswasser über Versickerungsschächte in dem o.g. Porenwassergrundwasserleiter nach 
DWA [DWA-A138-1: Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlags-
wasser, Arbeitsblatt, Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser, und Abfall e.V., Ok-
tober 2024] zu prüfen. Die zuständige untere Wasserbehörde wäre diesbezüglich einzubinden, 
da ggf. eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich werden kann. 

Radioaktivität 
Für das Plangebiet liegen nach gegenwärtigem Kenntnisstand keine Anhaltspunkte über radio-
logisch relevante Hinterlassenschaften vor. Es befindet sich außerhalb eines festgelegten Radon-
vorsorgegebietes und in einer als unauffällig bezüglich der zu erwartenden durchschnittlichen 
Radonkonzentration in der Bodenluft charakterisierten geologischen Einheit. Der Gesetzgeber 
schreibt neben den grundsätzlichen Maßnahmen zum Radonschutz, welcher die fachgerechte 
Ausführung der Maßnahmen hinsichtlich des Feuchteschutzes nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik als ausreichend angesehen wird, keine zusätzlichen Anforderungen an den 
Radonschutz vor. 
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Bahnanlagen 
Die südwestlich an das Plangebiet grenzende Bahnstrecke 6584 (Großpostwitz – Löbau) ist still-
gelegt und größtenteils von Bahnbetriebszwecken freigestellt. Bei dem Flurstück 370/1 handelt 
es sich um eine gewidmete Eisenbahnbetriebsanlage, die dem Fachplanungsvorbehalt des Ei-
senbahn-Bundesamtes unterliegt. Änderungen an Eisenbahnbetriebsanlagen unterliegen dem-
nach dem Genehmigungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundesamtes. Die Überplanung von Bahn-
grund durch eine andere Fachplanung ist bis zu einer Freistellung der Fläche von Bahnflächen 
durch das Eisenbahn-Bundesamt unzulässig. 
Die angrenzende Strecke 6216 (Bautzen - Bad Schandau) ist in diesem Bereich stillgelegt, aber 
nicht von Bahnbetriebszwecken freigestellt. Eine Wiederaufnahme des Schienenverkehrs kann 
daher nicht ausgeschlossen werden. 

 
3   Planerische und rechtliche Rahmenbedingungen 

3.1   Landesentwicklungs- und Regionalplanung 
Übergeordnete Planungen liegen in Form des Landesentwicklungsplanes Sachsen (LEP 2013) so-
wie der Zweiten Gesamtfortschreibung des Regionalplanes „Region Oberlausitz-Niederschle-
sien“ vom 26.10.2023 vor, deren Grundsätze und Ziele bei der Planung zu berücksichtigen sind.  
Großpostwitz liegt im Mittelbereich des Oberzentrums Bautzen. Die Gemeinde wird der Sied-
lungskategorie „verdichteter Bereich im ländlichen Raum“ zugeordnet und zählt zu den „Räu-
men mit besonderem Handlungsbedarf (grenznahe Gebiete). 
Gemäß Grundsatz 2.3.1.1 LEP 2013 sollen im Freistaat Sachsen die räumlichen und infrastruk-
turellen Voraussetzungen für eine nachfrageorientierte Entwicklung attraktiver Industrie- und 
Gewerbestandorte geschaffen werden und zur Ansiedlung neuer sowie zur Erhaltung, Erweite-
rung oder Umstrukturierung bestehender Industrie- und Gewerbebetriebe beitragen. Der Regi-
onalplan weist Großpostwitz durch das örtliche Arbeitsplatzangebot und dem Besatz an produ-
zierendem Gewerbe als Gemeinde mit besonderer Gemeindefunktion „Gewerbe“ aus. 
Des Weiteren sind folgende Grundsätze des LEP 2013 zu beachten: 
 G 2.2.2.2  Die Entwicklung der Städte und Dörfer………. soll so erfolgen, dass 

 das historische Siedlungsgefüge angemessen berücksichtigt,  
 eine energiesparende und energieeffiziente, integrierte Siedlungs- und Verkehrsflä-

chenentwicklung gewährleistet werden.  
 Z 2.2.1.6  Eine Siedlungsentwicklung, die über den aus der natürlichen Bevölkerungsent-

wicklung, aus den Ansprüchen der örtlichen Bevölkerung an zeitgemäße Wohnverhältnisse 
sowie den Ansprüchen ortsangemessener Gewerbebetriebe und Dienstleistungseinrichtun-
gen entstehenden Bedarf (Eigenentwicklung) hinausgeht, ist nur in den Zentralen Orten 
gemäß ihrer Einstufung und in den Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion zuläs-
sig. 

 G 2.2.2.5  Die Dorfentwicklung soll so erfolgen, dass die historisch gewachsenen Siedlungs-
strukturen und typischen Baustile und Bauweisen unter Berücksichtigung zeitgemäßer An-
forderungen sowie der regionaltypischen Ausstattung bewahrt und weiterentwickelt wer-
den. 
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3.2   Entwickelbarkeit aus dem Flächennutzungsplan 

Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln (Entwicklungsgebot). Die Gemeinde kann gemäß § 8 Abs. 4 BauGB einen Bebauungs-
plan aufstellen, bevor der Flächennutzungsplan erstellt ist, wenn dringende Gründe dies erfor-
dern und wenn der Bebauungsplan der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung des Ge-
meindegebietes nicht entgegenstehen wird. 

Geordnete städtebauliche Entwicklung 
Seit Januar 2000 bilden die Gemeinden Großpostwitz und Obergurig eine Verwaltungsgemein-
schaft. Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung hat die Verwaltungsge-
meinschaft die Aufstellung eines gemeinsamen Flächennutzungsplanes beschlossen. Der Vor-
entwurf 10.2010 weist den Planbereich sowie die nähere bauliche Umgebung überwiegend als 
Mischbaufläche aus. Davon ausgenommen sind die vorhandenen Kleingartenflächen, die als 
Grünfläche ausgewiesen sind. Südlich der dargestellten Bahnanlagen schließt sich eine Wohn-
baufläche an. Damit entspricht der Bebauungsplan in seiner Entwicklungsabsicht den Grundzü-
gen der bisher vorliegenden, vorbereitenden Bauleitplanung (Vorentwurf FNP) im Sinne einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung. 

Abb. 2:     Auszug aus dem Vorentwurf des Flächennutzungsplanes, maßstabslos 

 

 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 

Wohnbauflächen 
Mischbauflächen 
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Dringende Gründe 

Dringende Gründe bestehen für die Gemeinde in der Bestandssicherung und Schaffung bedarfs-
bezogener Entwicklungsmöglichkeiten von Gewerbebetrieben verbunden mit der Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen. 

Hintergrund dafür sind u. a. der erhebliche Arbeitsplatzrückgang durch Wegbruch strukturge-
bender Industrien. Das prekäre Arbeitsplatzangebot in der Region ist Ausdruck der Struktur-
schwäche und der schwierigen wirtschaftlichen Situation. Damit einher geht eine vergleichs-
weise geringe Kaufkraft der Bevölkerung sowie eine unzureichende Finanzkraft der Kommune 
durch ausbleibende Steuereinnahmen. 

Die Erforderlichkeit des vorzeitigen Bebauungsplanes besteht in der Vermeidung erheblicher 
Nachteile für die städtebauliche Entwicklung. Das Abwarten auf den Flächennutzungsplan für 
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das gesamte Gemeindegebiet, in diesem Fall der Verwaltungsgemeinschaft Großpostwitz-Ober-
gurig, würde die geordnete städtebauliche Entwicklung eher gefährden als eine vorzeitige ver-
bindliche Teilplanung. 

 

3.3  gemeindliche Planungen  

Landschaftsplan 
Abb. 3: Auszug aus dem Landschaftsplan der VG Großpostwitz-Obergurig 2008, maßstabslos 
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Maßnahmen, die sich besonders als Kompensationsmaßnahme im Rahmen der naturschutzfachlichen 
Eingriffsregelung eignen, werden durch ein Sternchen (*) gesondert hervorgehoben. 

 
Das Bundes- und Sächsische Naturschutzgesetz (BNatSchG, SächsNatSchG) verpflichten die Ge-
meinden, Inhalte des Landschaftsplanes als ökologische Grundlage im Rahmen der Bauleitpla-
nung entsprechend zu berücksichtigen.  
Für die Verwaltungsgemeinschaft Großpostwitz - Obergurig wurde 2008 ein Landschaftsplan als 
Musterplan im Rahmen der Einführung der Strategischen Umweltprüfung (SUP) erarbeitet.  
Der Landschaftsplan weist als relevante Maßnahme entlang der Oberlausitzer Straße die Neu-
pflanzung einer Baumreihe oder Allee aus (Karte 10: Integrierte Entwicklungskonzept; Karte 8 - 
Entwicklung von Arten und Lebensräumen). 
Im Rahmen der Biotopbewertung, Karte 7 wird das Plangebiet, d. h. die Fläche der kleingärtne-
rischen Nutzung mit geringem Biotopwert kartiert. 

 
4  Ziele und Zwecke  

Folgende Planungsziele werden verfolgt: 
- Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die nachhaltige Standortsicherung 

gewerblicher Nutzung sowie der Ermöglichung von Wohnen im Sinne eines Mischgebietes, 
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- Festlegungen für eine dem Standort angemessene baulich-räumliche und architektonische 
Gestaltung, 

- Sicherung eines Mindestmaßes an strukturierenden Grünflächen und deren Vernetzungen 
mit Grünstrukturen angrenzender Gebiete zur Aufrechterhaltung wichtiger ökologischer 
Funktionen, 

- Kompensation erheblicher Eingriffe in Natur und Landschaft unter Berücksichtigung arten-
schutzrechtlicher Belange.  

Zur Gewährleistung der städtebaulichen Ordnung sowie für den Vollzug weiterer Maßnahmen, 
ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. 

 
5  Planinhalt und Festsetzungen   

5.1  Planungskonzept  
Die Erweiterung des vorhandenen Mischgebietes soll auf die bestehende Baustruktur aufbauen, 
sie in ihren Grundzügen bewahren und weiterentwickeln. Dabei bildet die straßenraumbildende 
Bebauung entlang der Oberlausitzer Straße den maßstabsrelevanten Rahmen. 
Hinsichtlich der Ortsbildverträglichkeit sollen sich die Bauhöhen der rückwärtigen Erweiterun-
gen an der Straßenbebauung orientieren. Damit unterbleiben wesentliche Einschränkungen der 
Blickbeziehungen in der angrenzenden Nachbarschaft.  
Die Planung des Freiraumes versteht sich als Konzeption über das Plangebiet selbst hinaus und 
knüpft an bestehende Freiraumqualitäten und Grünstrukturen im Sinne einer funktionellen Ver-
netzung an. 
Entlang der aufgelassenen Bahntrasse sollen die Gehölzstrukturen erhalten und unter Berück-
sichtigung artenschutzrechtlicher Belange ergänzt werden.  
Die Gemeinde Großpostwitz erwägt, die nördlich angrenzende Freifläche im Verbindungsschluss 
zum Ortskern längerfristig und bedarfsbezogen für Wohnzwecke zu entwickeln. Zur freiräumli-
chen Strukturierung der unterschiedlichen Baugebiete, im Sinne einer ländlichen Siedlungs-
struktur, werden gliedernde Grünflächen entlang der nördlichen Plangebietsgrenze unter Ein-
beziehung vorhandener Gartenflächen vorgesehen. 
Die nördlich, aus Richtung Ortskern verlaufende Straßenbaumreihe, entlang der Oberlausitzer 
Straße soll entsprechend den Vorgaben des Landschaftsplanes im Bereich des Plangebietes wei-
tergeführt und mit den grünräumlichen Kleinstrukturen der Vorgärten funktionswirksam ver-
knüpft werden. 
Die damit verbundene visuelle Einengung des Straßenraumes durch Grün soll die Verlangsa-
mung des Verkehrs unterstützen auch in Hinblick auf den vorhandenen Fußgängerüberweg zur 
fußläufigen Anbindung der beiderseits der Oberlausitzer Straße gelegenen Gewerbeeinheiten. 
Um die nicht überbaubaren Grundstücksflächen (Obergrenze Überbauungsgrad) innerhalb des 
Plangebietes hinsichtlich ihrer funktionellen Freiraumqualität aufzuwerten, wird eine Zusam-
menfassung und funktionelle Verknüpfung z. B. in den Vorgartenbereichen oder als Puffer- und 
Übergangszonen zu schutzbedürftigen Nutzungen angestrebt. 

 
5.2  Planungsrechtliche Festsetzungen  

5.2.1  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1; 2 BauGB und §§ 16; 20; 23 BauNVO)                                 
Festsetzung textlich Nr. 1.1 
(1) Für das Planungsgebiet wird ein Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. 
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(2) Unzulässig sind Anlagen nach § 6 Absatz 2 Nr. 5-8 BauNVO für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke, Vergnügungsstätten, Tankstellen, Gartenbaube-
triebe sowie Freiflächen – Photovoltaikanlagen. 

(3) Die nach § 6 Absatz 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten werden aus-
geschlossen. 

Art der baulichen Nutzung 
Das Planungsgebiet wird gemäß § 6 BauNVO als Mischgebiet MI festgesetzt. Im Vorentwurf des 
Flächennutzungsplanes (FNP) der Verwaltungsgemeinschaft Großpostwitz-Obergurig ist der Be-
reich bereits als Mischbaufläche dargestellt. Die geplanten Nutzungen, die Grundflächen- und 
Geschossflächenzahl entsprechen dem Zweck und den Zulässigkeiten der Definition des Misch-
gebietes gemäß BauNVO. 
Aufgrund der geringen Plangebietsgröße und der hohen Standortgunst für mischgenutztes Woh-
nen und Gewerbe sind bestimmte Nutzungen durch textliche Festsetzungen gem. § 1 Abs. 6 der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) ausgeschlossen, die gemäß § 6 BauNVO zulässig bzw. aus-
nahmsweise zulässig sein können. Die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebietes bleibt da-
bei gewahrt. 
Dies betrifft Gartenbaubetriebe (§ 6 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO), die sich schon allein wegen ihres 
hohen Flächenverbrauchs in Verbindung mit dem Planungsziel ausschließen. Gleiches gilt für 
Freiflächen – Photovoltaikanlagen. 
Tankstellen (§ 6 Abs. 2 Nr.7 BauNVO) werden aufgrund der mit dieser Nutzung regelmäßig ver-
bundenen immissionsbezogenen Auswirkungen durch Lärm- und Geruchsbelastung, insbeson-
dere auch im Zusammenhang mit dem An- und Abfahrtsverkehr, den verkehrsorganisatorischen 
Bedingungen sowie wegen der nachteiligen gestalterischen Wirkungen, die von Nutzungen die-
ser Art auf die vorhandene wohnbezogene Umgebung ausgehen, ebenfalls ausgeschlossen. 
Gleiches gilt für Anlagen kirchlicher, kultureller, sozialer, gesundheitlicher und sportlicher Zwe-
cke. Einrichtungen dieser Art sind Funktionen, die den zentralen, innerörtlichen Bereichen vor-
behalten bleiben sollen, da ansonsten deren Ortskernfunktion geschwächt würde. Die sied-
lungsstrukturelle Randlage des Mischgebiets abseits des Ortskerns weist diesbezüglich keine 
städtebauliche Eignung auf.  
Eine Ansiedlung von Vergnügungsstätten im Sinne § 6 Absatz 2 Nr. 7 BauNVO würde potentielle 
Bau- und Nutzungsflächen für Gewerbe mindern und der städtebaulichen Konzeption einer aus-
gewogenen Mischnutzung Wohnen  -  Gewerbe  nicht entsprechen. Vergnügungsstätten sind 
deshalb ausgeschlossen.  
Für weitere, gemäß § 6 Absatz 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Vergnügungsstätten sind 
gleichfalls Lärmkonflikte mit der umliegenden Wohnbebauung wegen der möglichen Betriebs-
zeiten in den Nachtstunden ab 22.00 Uhr anzunehmen, so dass sie ebenfalls ausgeschlossen 
werden. 

 
5.2.2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1; 2 BauGB und §§ 16 - 23 BauNVO)  

Festsetzung textlich Nr. 1.2 

(1) Überschreitungen der festgesetzten Höhen baulicher Anlagen können für einzelne, unter-
geordnete technische Dachaufbauten zugelassen werden. 

(2) Von der in der Planzeichnung eingetragenen Stellung der baulichen Anlagen kann geringfü-
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gig abgewichen werden, wenn das Gesamterscheinungsbild nicht beeinträchtigt wird. Un-
tergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen gemäß § 14 BauNVO, bauliche Anlagen ge-
mäß § 23 Abs. 5 Satz 2 BauNVO sowie untergeordnete Gebäudeteile sind von der Festset-
zung der Stellung baulicher Anlagen nicht betroffen. 

Überbaubare Grundstücksflächen, Baugrenzen 
Die überbaubaren Grundstücksflächen des Plangebietes sind durch die Festsetzung von Bau-
grenzen definiert. Damit folgen die so umschriebenen „Baufenster“ dem städtebaulichen Kon-
zept und den vorgesehenen Baustrukturen. Der Umfang der festgesetzten überbaubaren Grund-
stücksflächen eröffnet eine größtmögliche Gestaltungsfreiheit innerhalb der vorgegebenen 
Strukturen. 

Bauweise und Stellung baulicher Anlagen 
Zur Umsetzung der städtebaulichen Ordnung sollen sich die baulichen Anlagen am vorhande-
nen Straßensystem und dem Höhenlinienverlauf ausrichten. Die Festsetzung zur Stellung der 
baulichen Anlagen zielt auf die Ausrichtung der Gebäudelängsachse, die sich aus dem Verhält-
nis der Gebäudeseiten zueinander ergibt. 

Zahl der Vollgeschosse 
Zur Wahrung des dorftypischen, kleinteiligen Ortsbildes wird die straßenraumbildende Bebau-
ung entlang der Oberlausitzer Straße bestandbezogen dreigeschossig, d.h. mittels einer in Ebe-
nen gegliederten Höhe festgesetzt. Das oberste Vollgeschoss ist dabei auf Grundlage von § 9 
Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 89 Abs. 1 SächsBO als Dachgeschoss (s. textliche Festsetzung 
2.1, Pkt. 2) auszubilden. 

Höhe baulicher Anlagen 
Als Bezugspunkte für die Höhenfestsetzung im Mischgebiet MI 2 werden die mittlere Höhe des 
Meeresspiegels (Höhe über NHN) und die Oberkante baulicher Anlagen bestimmt. Das Höhen-
maß orientiert sich am vorhandenen Gebäudebestand der Oberlausitzer Straße und soll die Be-
standshöhen zur Wahrung des Orts- und Landschaftsbildes nicht wesentlich überschreiten. 
Technische Aufbauten sehr untergeordneter Dimension wie Lüftungsanlagen können darüber 
hinausragen. 

 

5.2.3   Lärmschutz, § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB, Festsetzung textlich Nr. 1.3 

Vorkehrungen zum Schutz vor Geräuschen (Verkehrslärm) 
Zum Schutz vor Lärm muss entlang der Oberlausitzer Straße (auf den Flächen ABCD) mindestens 
ein Aufenthaltsraum von Wohnungen, bei Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen 
müssen mindestens zwei Aufenthaltsräume mit den notwendigen Fenstern zu der von der Ober-
lausitzer Straße abgewandten Gebäudeseite orientiert sein (bspw. überwiegend zum Schlafen 
genutzte Räume wie Schlafzimmer, Kinderzimmer, dauerhaft genutzte Gästezimmer). Von der 
Oberlausitzer Straße abgewandt sind solche Außenwände, bei denen der Winkel zur Achse des 
davor gelegenen Straßenabschnitts mehr als 100 Grad beträgt. 

Bei Wohnungen mit Fenstern zur Oberlausitzer Straße, die nicht über mindestens ein Fenster zur 
straßenabgewandten Gebäudeseite verfügen, sind die lüftungstechnischen Anforderungen für 
die schutzbedürftigen Aufenthaltsräume durch den Einsatz von schallgedämmten Lüftern in allen 
Bereichen mit Nacht-Beurteilungspegeln ≥ 50 dB(A) zu berücksichtigen oder es sind im Hinblick 
auf Schallschutz und Belüftung gleichwertige Maßnahmen bautechnischer Art durchzuführen. 
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Hinsichtlich von Verkehrslärmimmissionen ist die Staatsstraße 116 aufgrund deren Frequentie-
rung und Schallemissionen wesentlich für das Planungsgebiet. Die Umsetzung des Bebauungs-
planes würde keine zusätzlichen, über die derzeitige Belastung hinausgehende Verkehrsgeräu-
sche nach sich ziehen. 

Maßnahmen gegen Verkehrsgeräusche - Schallschutz für Gebäude 

Entsprechend der Systematik der DIN 18005 können Überschreitungen der Orientierungswerte 
des Beiblatts 1 in gewissem Rahmen mit sonstigen städtebaulichen Belangen abgewogen wer-
den, wobei die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV (hilfsweise) i. d. R. einen 
gewichtigen Hinweis dafür darstellt, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse vorliegen. Die 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV betragen für Mischgebiete 64/54 dB(A) Tag/Nacht.  

Allgemein gilt, dass sich die Anforderungen an den Schallschutz von Außenbauteilen (Wände, 
Fenster usw.) aus der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ergeben. Aufgrund § 15 Absatz 2 
SächsBO und der Sächsischen Technischen Baubestimmungen, sind Bauherren verpflichtet, die 
hierfür erforderlichen Maßnahmen nach der Tabelle 7 der DIN 4109-1, Januar 2018 im Rahmen 
der Bauausführungsplanung zu bemessen. Die Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 werden daher 
nicht festgesetzt, sondern lediglich die Anwendung im Rahmen des Bauantrags mit dem Nach-
weis nach der DIN 4109. 

In den Bereichen des Planungsgebietes mit Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte der 16. 
BImSchV müssen weitergehende passive Schallschutzmaßnahmen getroffen werden, die über 
die Mindestanforderungen zum Schallschutz von Außenbauteilen nach DIN 4109 hinausgehen. 

Dazu sind Festsetzungen von Lärmschutzmaßnahmen notwendig, um gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse zu gewährleisten. Durch den Straßenverkehr der östlich am Plangebiet verlau-
fenden Staatsstraße S116 kann es an der Baugrenze (ca. 10 Meter Abstand zur Straßenmitte) zu 
Geräuschimmissionen mit Beurteilungspegeln tags von ca. 67 dB(A) und nachts von ca. 59 dB(A) 
kommen. Die Grenzwerte der 16. BImSchV Verkehrslärmschutzverordnung tags 64 dB(A) und 
nachts 54 dB(A) werden deutlich überschritten. Damit sind die Orientierungswerte der DIN 
18005 Schallschutz im Städtebau tags 60 dB(A) und nachts 50 dB(A) ebenfalls überschritten 
(überschlägige Berechnung nach RLS-19 anhand der Verkehrszähldaten von 2021: DTV 7400 mit 
7 % Lkw-Anteil). 
 

Passive Schallschutzmaßnahmen 
Der Einsatz passiver Lärmschutzvorkehrungen kann zur Anwendung kommen, wenn die Lärm-
quellen planerisch nicht beeinflusst werden können. 

Hinsichtlich der Grundrissgestaltung sind an den Gebäudeseiten mit Überschreitungen der 
schalltechnischen Orientierungswerte lüftungstechnisch notwendige Fenster von schutzbedürf-
tigen Aufenthaltsräumen (Arbeits-, Wohn-, Schlaf-, Kinderzimmer usw.) zum Beispiel durch ge-
eignete Grundrissgestaltung auszuschließen z.B. durch Orientierung zu lärmabgewandten Ge-
bäudeseiten. 

Bei den Schalldämmeigenschaften für bestimmte Fassadenteile ergeben sich die Mindestanfor-
derungen an den Schallschutz von Außenbauteilen (Wände, Fenster usw.) aus der DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“. Im Rahmen der Bauausführungsplanung sind bei der Dimensionie-
rung des Schalldämm-Maßes der Außenbauteile auch die Nebenbestimmungen der DIN 4109 zu 
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berücksichtigen, so dass der Schallschutz in den schutzbedürftigen Innenräumen gegenüber Au-
ßenlärm gewährleistet ist. 

Der Einbau von schallgedämmten Lüftungseinrichtungen oder anderen geeignete Einrichtungen 
zur fensterunabhängigen Belüftung ist bei Schlafräumen vorzunehmen, die ausschließlich Fens-
ter an Fassadenseiten aufweisen, bei denen der Beurteilungspegel den schalltechnischen Orien-
tierungswert von 45 dB(A) überschreitet.  
 

Gewerbegeräusche 
Vorbelastungen bzw. Belastung durch bestehende Betriebe und Anlagen 
Wesentlich störende Gewerbegeräusche auf das Planungsgebiet bestehen nicht. Innerhalb des 
Planungsgebietes ist davon auszugehen, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für Misch-
gebiete (60/45 dB(A) Tag / Nacht) eingehalten werden. Schallschutzmaßnahmen der Planung 
gegenüber Gewerbelärmvorbelastungen sind nicht erforderlich. 

Gewerbe- und Anlagenlärm 
Innerhalb des Planungsgebietes sind nicht wesentlich störende Gewerbenutzungen vorgesehen. 
In der Nachbarschaft befinden sich, südlich gelegen, Wohnbauflächen, so dass mit schutzbedürf-
tigen Nutzungen, insbesondere nachts, zu rechnen ist. Der Betrieb von Anlagen (Ein- und Aus-
fahrten, Ver- und Entsorgung des Gebiets, Anlieferung) erfordert bedarfsfallbezogen technische 
oder auch organisatorische Maßnahmen, um die Einhaltung der maßgeblichen Immissionsricht-
werte für die Nachbarschaft außerhalb des Planungsgebietes zu gewährleisten. 

Der erforderliche Schallschutz erfordert jedoch keine Maßnahmen, die über das bei vergleich-
baren Bauvorhaben in innerörtlicher Lage üblichem Maß hinausgehen. Die mischgebietstypische 
gewerbliche Nutzung führt tagsüber zu keinen erheblichen Störungen der Nachbarschaft. 
Nachts sind Überschreitungen der maßgeblichen Immissionsrichtwerte nicht auszuschließen. 
Aus diesem Grund kann die Notwendigkeit einer Nutzungsbeschränkung auf den Tag im Rahmen 
nachfolgender Baugenehmigungsverfahren durch Auflagen und Nebenbestimmungen möglich 
sein. 

 
5.2.4   Grünordnerische Festsetzungen, (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB), Festsetzungen textlich 

Nr. 1.4 
(1) Pflanzgebot Oberlausitzer Straße 

Die straßenbegleitende, raumbildende Baumreihe entlang der Oberlausitzer Straße ist mit 
einheitlicher Baumart 1. oder 2. Ordnung zu ergänzen und zu erhalten. Die durch Planeintrag 
festgesetzten Standorte für Baumpflanzungen mit der Kennzeichnung "Pf1" in Fortsetzung 
der nördlichen, straßenbegleitenden Baumreihung sind als hochstämmiger Baum 1. Ordnung 
3xv mit einem Stammumfang von mindestens 12 - 14 cm zu pflanzen, dauerhaft zu unterhal-
ten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Als Gehölzarten sind zu verwenden: Spitz-Ahorn 
- Acer platanoides;  Winter-Linde - Tilia cordata;  Kaiser-Linde -Tilia x europaea 'Pallida' (Syn. 
Tilia x intermedia 'Pallida') 

(2) Pflanzgebot Abstandsgrünzug 
Auf der Grünfläche mit der Kennzeichnung "PF2" ist ein Saum aus gebietseigenen Sträuchern 
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Als Gehölzarten sind zu verwenden: 
- Roter Hartriegel - Cornus sanguinea           -  Gemeine Hasel - Corylus avellana 
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- Ein- und Zweigriffeliger Weißdorn - Crataegus monogyna, C. laevigata 
- Europäisches Pfaffenhütchen - Euonymus europaea 
- Hunds-Rose - Rosa canina                             -  Sal-Weide - Salix caprea 
- Schwarzer Holunder - Sambucus nigra         -  Gewöhnlicher Schneeball - Viburnum opulus 

Parallel zum Kompensationsmaßnahmen M2.1 ist eine extensiv zu pflegende Blumenwiese 
aus gebietseigenen Wildblumen und Wildgräsern (Saatgut zu je 50% Wildblumen und -grä-
sern) anzulegen mit Einordnung von vier Kulturobst- oder Wildobstbäumen (Wild-Apfel, -
Birne). 

(3) Mindestens 80 % der nicht mit Gebäuden, Erschließungs- und Freianlagen zu bebauenden 
Flächen (s. Planzeichnung-Hinweise: „begrünte Fläche auf Baugrundstücken") sind struktur-
reich mit Sträuchern, Stauden und Gräsern zu bepflanzen. Bei der Anpflanzung sind gebiets-
heimische Arten, vorzugsweise Laubgehölze und Blütensträucher zu verwenden. 

(4) Die Freiflächen der Baugrundstücke sind entsprechend der planerischen und textlichen Fest-
setzungen zu bepflanzen. Ausgefallene Gehölze sind nachzupflanzen. Notwendige Zugänge 
und Zufahrten sind von den Begrünungsfestsetzungen ausgenommen. 

(5) Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung Freizeit- und Erholungsgarten 
sind gartenbezogene bauliche Anlagen (Geräteschuppen, Freisitze, Lauben) mit einer Ge-
samtgrundfläche von höchstens 60m² zulässig. Garagen und überdachte Stellplätze (Car-
ports) sind unzulässig. 

(6)   Befestigte Flächen 
Wege, Ein- und Ausfahrtsbereiche, Flächen für die Feuerwehr, Stellplätze und sonstige be-
festigte Flächen sind auf ein Mindestmaß zu beschränken und soweit funktional möglich mit 
wasser- und luftdurchlässigem Aufbau und Belägen herzustellen (z.B. Schotterrasen, was-
sergebundene Decke oder Pflasterdecke mit durchlässigen breiten Fugen, ohne Betonunter-
bau). 

Pflanzgebot Oberlausitzer Straße 
Der Landschaftsplan der Verwaltungsgemeinschaft Großpostwitz - Obergurig (2008) weist ent-
lang der Oberlausitzer Straße die Neupflanzung einer Baumreihe oder Allee aus. Im unbebauten 
Abschnitt entlang der Oberlausitzer Straße, nördlich des Plangebietes wurde die Maßnahme ei-
ner straßenbegleitenden Baumpflanzung entlang der Staatsstraße bereits umgesetzt, die im an-
grenzenden Geltungsbereich des Bebauungsplanes weitergeführt werden soll. Dafür sind Stand-
orte im Bereich der Vorgärten vorgesehen.  

Als baulich-visuelle Elemente tragen Bäume zur Verkehrsberuhigung und Reduzierung der Fahr-
geschwindigkeit (Drosselung des Fahrverkehrs) bei, da sie die optische Wahrnehmung des Stra-
ßenraumes durch Autofahrende verändern und eine defensivere Fahrweise unterstützen. Der 
durch die beidseitigen Straßennebenanlagen stark aufgeweitete Straßenraum der Oberlausitzer 
Straße soll visuell eingegrenzt werden und zur Minderung der Fahrgeschwindigkeiten am Orts-
eingang und Fußgängerüberweg in Höhe des Bebauungsplanes beitragen. 

Zudem unterstützt die Baumreihung die Vernetzung vorhandener Grünstrukturen und naturre-
levanter Lebensräume und bietet Schatten für Fußgänger und Radfahrer. 

 

Grünfläche, Zweckbindung Abstandsgrünzug 
Die Grünfläche mit der Zweckbindung Abstandsgrünzug übernimmt neben der Vernetzung mit 
vorhandenen überörtlichen Grünstrukturen entlang der stillgelegten Bahntrasse vielfältige 
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Funktionen. Für die funktionelle Wirksamkeit liegt die Regelbreite hierfür zwischen 5 und 10 
Metern. Hinsichtlich der Wohnbebauung Schrebergasse, deren Nutzungsstruktur vergleichs-
weise einem reinen Wohngebiet entspricht, soll der Grünbereich als Puffer zur Minderung von 
Störungen durch das angrenzende Gewebegrundstück dienen (Geräusche, Sichtbeeinträchti-
gungen, Grundstückseinsehbarkeiten hinsichtlich Wahrung der Privatsphäre usw.).  
Angrenzend an die Grünfläche verläuft die potentielle Fläche zur Nachnutzung der Bahntrasse. 
Diese soll perspektivisch touristischen und Naherholungszwecken dienen und bedarf hierfür be-
gleitender Grünstrukturen (Verschattungen, Minderung von Sichtstörungen gewerblicher 
Grundstücke usw.), da der Verlauf qualitativ durch den Naturraum des Landschaftsschutzgebie-
tes „Oberlausitzer Bergland“ seine Prägung erhält. 

begrünte Fläche auf Baugrundstücken 
Die Festsetzung, dass die im Plan dargestellten „begrünte Fläche auf Baugrundstücken“ als 
Pflanzflächen zu gestalten sind, sichert aus städtebaulichen Gründen eine ausreichende Begrü-
nung der Baugrundstücke und dient gleichzeitig als Puffer- und Übergangszone zu angrenzenden 
schutzbedürftigen Nutzungen, wie nördlich zu Freizeit- und Erholungsnutzung, westlich zu Kom-
pensationsmaßnahmen und östlich als verbindendes sowie strukturbestimmendes Element zwi-
schen privatem und öffentlichem Raum, das dem öffentlichen Straßenbild Ordnung und Identi-
tät gibt und die Aufenthaltsqualität in dem hoch versiegelten Verkehrsraum erhöht (Vorgärten). 

Verwendung gebietsheimischer Arten 
Die Verwendung gebietsheimischer Arten sowie bestimmter Mindestpflanzqualitäten begrün-
den sich mit dem Ziel der Nachhaltigkeit der Begrünungsmaßnahmen sowie der optimalen Wirk-
samkeit hinsichtlich ihrer Ausgleichsfunktionen. Entsprechend der Tabelleneinträge sind die für 
die jeweilige Standorttypik am besten geeigneten Arten auszuwählen.  

Grünfläche, Zweckbestimmung Freizeit- und Erholungsgarten 
Das Planungsziel besteht in der Erhaltung eines grünen Siedlungsrandes als Übergang zur nörd-
lich angrenzenden, landwirtschaftlich genutzten Freifläche. Gleichwohl soll der Bereich hinsicht-
lich seiner Zweckbestimmung bestands- und wohnbezogen als Freizeit- und Erholungsgarten mit 
einer funktional entsprechenden Mindestausstattung nutzbar sein, die der Grünfläche maßgeb-
lich unterordnet ist. 

befestigte Flächen 
Die Festsetzungen zum wasser- und luftdurchlässigen Aufbau befestigter Flächen zielen auf die 
Vermeidung und Verminderung von Auswirkungen auf Kleinklima, Wasserhaushalt und Boden 
ab. Damit verbunden, können diese Flächen auch Lebensraumfunktionen und biotopvernet-
zende Funktionen erfüllen, insbesondere wenn sie an Grünflächen angrenzen. Die Festsetzung 
trägt zur Reduzierung der Bodenversiegelung bei und entspricht dem Gebot des sparsamen und 
schonenden Umgangs mit Grund und Boden. 

 
5.2.5    Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, 

Festsetzungen textlich Nr. 1.5 (s. a. Artenschutzfachbeitrag, Umweltbericht) 

Artenschutz 
Die Erarbeitung des Artenschutzfachbeitrages einschließlich faunistischer Untersuchungen wur-
den in Abstimmung mit den zuständigen Fachbehörden durchgeführt und die Ergebnisse sowie 
Maßnahmen im Rahmen des Artenschutzbeitrages dargestellt. Entsprechend der Abstimmung 
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mit der Unteren Naturschutzbehörde erfolgten Untersuchungen der Artengruppen Fleder-
mäuse, Brutvögel und Reptilien. Zusätzlich zum Planungsgebiet wurden Funktionsbeziehungen 
zum angrenzenden Lebensraum der stillgelegten Bahnstrecke ermittelt. 
Damit erfolgt die erforderliche Prüfung und Bewertung, ob durch den Bebauungsplan arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG in Bezug auf besonders und 
streng geschützten Arten eintreten können.  Bedarfsbezogen wurden Vermeidungs-, Schutz- 
und Ausgleichsmaßnahmen festgelegt. 
 

naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
Insbesondere die Mehrung der Versiegelung im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplanes 
stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar, der nach § 1a Absatz 3 des BauGB i.V. mit § 15 
Absatz 2 BNatSchG auszugleichen ist. Als Grundlage für die Eingriffsermittlung wurde der Leitfa-
den „Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sach-
sen“ des Sächsischen Ministeriums für Umwelt und Landwirtschaft herangezogen. 
Der Planungsumgriff der Bestandsbebauung wird als Innenbereich gemäß § 34 BauGB beurteilt 
und dient als Ausgangsgröße. Die Baurechtmehrung, die sich über die planungsrechtlichen und 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes ergibt, wird als Berechnungsgrundlage für die 
Ausgleichsermittlung herangezogen. Trotz vorgesehener Minimierungsmaßnahmen im Pla-
nungsgebiet verbleibt ein wesentlicher Eingriff in Natur und Landschaft, der einen flächenbezo-
genen Ausgleich erfordert.  
 
(1)    externer Ausgleich, Ökopool 

Im Rahmen der Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung wurde ein externer Ausgleichsbedarf in 
Höhe von 45.515 Werteinheiten ermittelt.  
Es werden 8.530 Werteinheiten aus der Maßnahme „Biotopvernetzung Gemarkung Haus-
dorf, Komplexe 4-12“ zur Verfügung gestellt und dem Ökopool entsprechend abgebucht. 
Die Ökokontomaßnahme umfasst die Umwandlung von Acker in Dauergrünland, die Anlage 
von Hecken mit Saumstreifen, Feldgehölzen und Baumreihen sowie von Aufforstung auf ei-
ner Fläche von insgesamt 126.652 m². Die Teilfläche der Ökokontomaßnahme hat eine 
Größe von ca. 500 m² und wird dem Bebauungsplan zugeordnet. 
Es werden 2.577 Werteinheiten aus der Maßnahme „Biotopvernetzung Gemarkung Haus-
dorf, Teilmaßnahme Komplex 10“ zur Verfügung gestellt und dem Ökopool entsprechend 
abgebucht. Die Maßnahme umfasst den Abbruch und die Entsiegelung einer Stallanlage, 
die Anlage einer Streuobstwiese, die Pflanzung von Hecken mit Saumstreifen sowie die An-
lage einer Baumreihe auf einer Fläche von insgesamt 6.311 m². Die Teilfläche der Ökokon-
tomaßnahme hat eine Größe von ca. 117 m² und wird dem Bebauungsplan zugeordnet. 
Es werden 34.408 Werteinheiten aus der Maßnahme „Streuobstwiese Apfelscheune Canne-
witz“ zur Verfügung gestellt und dem Ökopool entsprechend abgebucht. Die Maßnahme 
umfasst die Umwandlung von Ackerland in Dauergrünland und die Anpflanzung von Obst-
bäumen auf einer Fläche von insgesamt 40.893 m². Die Teilfläche der Ökokontomaßnahme 
hat eine Größe von ca. 1.678 m² und wird dem Bebauungsplan zugeordnet. 

(2)    Maßnahmen M1 und EM1 
Auf der gekennzeichneten Fläche M1 ist ein artgerechtes Ersatzhabitat (s. Hinweise Begrün-
dung) für Wald- und Zauneidechsen anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Auf mindestens 
zwei Dritteln der Vegetationsfläche ist eine extensiv zu pflegende Blumenwiese aus gebiets-
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eigenen Wildblumen und Wildgräsern anzulegen (Saatgut zu je 50% Wildblumen und Wild-
gräser). Die erste Mahd ist nach der Hauptblüte der bestandsbildenden Arten und zeitlich 
versetzt in mindestens zwei Abschnitten durchzuführen. 
Auf bis zu einem Drittel der Vegetationsflächen des Ersatzhabitats ist das Belassen von Ge-
hölzen in Form von Einzelsträuchern und lockeren Gebüschgruppen zulässig. Eine darüber-
hinausgehende Verbuschung durch Gehölzaufwuchs ist durch Pflegemaßnahmen zu ver-
meiden. 

Auf der gekennzeichneten, externen Kompensationsfläche EM1 ist ein Ersatzhabitat für 
Wald- und Zauneidechsen als extensiv zu pflegende Blumenwiese aus gebietseigenen Wild-
blumen und Wildgräsern (Saatgut zu je 50% Wildblumen und -gräser) anzulegen und dau-
erhaft zu erhalten. Die erste Mahd ist nach der Hauptblüte der bestandsbildenden Arten 
und zeitlich versetzt in mindestens zwei Abschnitten durchzuführen. Die externe Kompensa-
tionsfläche auf dem Flurstück 88/5 der Gemarkung Großpostwitz wird dem Bebauungsplan 
"Oberlausitzer Straße“ zugeordnet. 

(3)    Maßnahme M2 
In Ergänzung der Gehölzstrukturen entlang der ehemaligen Bahntrasse, als wirksame Leitein-
richtung für Fledermäuse, ist ein frei wachsender Strauchsaum mit Blumenwiesen anzulegen.  
Auf der Teilfläche M 2.1 ist eine extensiv zu pflegende Blumenwiese aus gebietseigenen 
Wildblumen und Wildgräsern (Saatgut zu je 50% Wildblumen und Wildgräser) anzulegen, 
die mit Pflanzenarten, die ihre Blüten in den Abendstunden öffnen, zu ergänzen ist. Auf 25% 
der Teilfläche M 2.1 sind folgende Arten jeweils in Kleingruppen zu pflanzen: 
- Gewöhnliche Nachtviole Hesperis matronalis     - Nachtkerze Oenothera biennis 
- Rote Lichtnelke Silene dioica                                  - Seifenkraut Saponaria officinalis 

Die erste Mahd ist nach der Hauptblüte der bestandsbildenden Arten und zeitlich versetzt 
in mindestens zwei Abschnitten durchzuführen.  

 
Auf der Teilfläche M 2.2   ist ein Saum aus gebietseigenen Sträuchern zu pflanzen und dau-
erhaft zu erhalten. Als Gehölzarten sind zu verwenden: 
- Roter Hartriegel Cornus sanguinea - Hunds-Rose Rosa canina                  
- Ein- und Zweigriffeliger 

Weißdorn 
Crataegus monogyna, 
C. laevigata 

- Schwarzer Holunder  
- Gemeine Hasel 

Sambucus nigra                  
Corylus avellana 

- Europäisches Pfaffen-
hütchen 

Euonymus europaea - Sal-Weide 
- Gewöhnlicher Schneeball 

Salix caprea 
Viburnum opulus 

Auf der Teilfläche M 2.3 ist eine Kombination aus 50% Flächenanteil Gehölzsaum und 50% 
Flächenanteil Blumenwiese anzulegen. Saatgut und Gehölzarten entsprechen den Festset-
zungen der Teilflächen M 2.1 und M 2.2. 

(4)    Vermeidungsmaßnahme: Vogelschlag 
Sofern durch Fassadengestaltungen mit hohem Glasflächenanteil oder großen zusammen-
hängenden Glasflächen in der Nähe zu angrenzenden Gehölzbeständen ein erhöhtes Risiko 
für Vogelschlag entsteht, sind wirksame Maßnahmen dagegen vorzusehen. Die Beurteilung 
des Vogelschlagrisikos hat dabei nach aktuell gültigen Bewertungsmethoden zu erfolgen. 

externer Ausgleich, Ökopool 
Da im Plangebiet nicht ausreichend naturschutzfachlich geeignete Flächen zur Verfügung ste-
hen, werden erforderliche Kompensationsmaßnahmen zum Ausgleich für Eingriffe in den Natur-
haushalt im Wesentlichen außerhalb des Eingriffsbebauungsplanes über Ökokontomaßnahmen 
im Landkreis Bautzen abgegolten.  
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Aufgrund der hohen Neuversiegelung durch Bebauung und Flächenbefestigung sind dem Bebau-
ungsplan vorrangig Maßnahmen zugeordnet, die neben Entsiegelungsmaßnahem zu einem ho-
hen Anteil bodenverbessernde Maßnahmen beinhalten. Die planerische Verknüpfung des exter-
nen Ausgleichs erfolgt durch Zuordnungsfestsetzungen. 
 
Maßnahmen M1 und EM1 
Die artenschutzrechtlichen Untersuchungen im Plangebiet erbrachten den Nachweis einer klei-
nen Population der Zaun- und Waldeidechsen. Die Zauneidechse ist streng geschützt (Anhang IV 
der FFH-Richtlinie), die Waldeidechse ist nach BArtSchV besonders geschützt. 

Für die Anlage eines angemessenen Ersatzhabitats werden angrenzende Flächen außerhalb des 
Plangebietes auf dem Flurstück 88/5 der Gemarkung Großpostwitz hinzugezogen. Die Flächen 
werden durch Ansaat einer Blumenwiese und einer künftigen extensiven Pflege als insektenrei-
ches Nahrungshabitat für die Eidechsen entwickelt. Damit ist auch eine Aufwertung der Bio-
toptypen verbunden. 

Die innerhalb des dauerhaften Eidechsen-Ersatzhabitats angelegten Vegetationsstrukturen - ex-
tensiv gepflegtes blütenreiches Grünland und Gehölzgruppen - ergänzen das Nahrungsangebot 
auch für andere Artengruppen (Insekten, Vögel, Fledermäuse) und können den Verlust der bis-
herigen Grünflächen im Plangebiet (Kleingartenanlage, Wiese) anteilig ausgleichen. 
 
Maßnahme M2 
Als Ausgleich für den Verlust der als Lebensraum und Nahrungshabitat genutzten Grünflächen 
des Plangebietes (Kleingartenanlage, Wiese) ist parallel zur ehemaligen Bahnstrecke und an das 
Ersatzhabitat angrenzend ein Grünstreifen aus Sträuchern und blütenreichem Grünland anzule-
gen. Die Saumstruktur soll einen (Teil-)Lebensraum und ein Nahrungshabitat für Fledermäuse, 
Vögel und Insekten bilden und gleichzeitig einen Puffer zwischen den bebauten und befestigten 
Flächen und dem unmittelbar angrenzenden Gehölzstreifen entlang der stillgelegten Bahnstre-
cke schaffen. Der Gehölzstreifen ist nicht nur Nahrungshabitat, sondern auch wichtige Leitstruk-
tur für Fledermäuse. 
Für die Pflanzung der Sträucher sind ausschließlich standortheimische, regionaltypische Gehölze 
vorgesehen. Diese ziehen eine deutlich höhere Vielfalt an Nachtfaltern, Käfern und Mücken an 
als viele Zierpflanzen. Um das Nahrungsangebot für Fledermäuse zu fördern, sind in dem südli-
chen Abschnitt mit extensiv gepflegtem blütenreichen Grünland gezielt Pflanzenarten einzubrin-
gen, die ihre Blüten erst in den Abendstunden öffnen, intensiv duften und somit gezielt nacht-
aktive Insekten, vor allem Nachtschmetterlinge, anlocken. 
 
Vermeidungsmaßnahme: Vogelschlag 
Glasfassaden, die von Vögeln oft nicht als Hindernis erkannt werden und daher zu Kollisionen 
führen können, gelten als vermeidbarer Eingriff in die Natur im Sinne des § 15 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG). Wirksame Vogelschutzmarkierungen sind daher ein geeigneter und 
zumutbarer Beitrag, um solche Beeinträchtigungen zu vermeiden (§ 15 Absatz 1 Satz 1 
BNatSchG). 
Eine Gefährdung durch Vogelschlag entsteht für sämtliche Gehölz- und Gebüschbrüter, die den 
Gehölzstreifen der Bahntrasse als (Teil-) Lebensraum nutzen, wenn Gebäudefassaden mit einem 
hohen Glasflächenanteil dem Gehölzstreifen zugewandt errichtet werden. 
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Die Maßnahme dient dem Schutz wildlebender Vogelarten gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
und ist zugleich zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft im Sinne 
des § 1a Abs. 3 BauGB Bestandteil der planerischen Abwägung. Inhaltlich handelt es sich beim 
Tötungsverbot gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG um einen nicht abwägbaren Planungsleitsatz. 
Die Maßnahme wird daher gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB verbindlich festgesetzt. 

 
 
5.3   Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Neben den planungsrechtlichen Festsetzungen werden im Bebauungsplan unter Ziffer 2 des 
Textteils bauordnungsrechtliche Festsetzungen getroffenen. Diese sollen der Baukultur und 
Freiraumgestaltung dienen, die ihre Identität aus einer gemeinsamen Architektursprache der 
Gebäude und einem stimmigen Freiraum bezieht. 

 
5.3.1  Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 89 Abs.1 Nr.1 SächsBO), Festsetzungen textlich Nr. 2.1 

Fassaden- und Dachgestaltung 
(1) Fassadenflächen haben sich hinsichtlich ihrer Farbigkeit harmonisch in die vorhandene Um-

gebung einzufügen. Es sind ausschließlich stumpfe, matte Oberflächen auszubilden, die eine 
geringe Farbintensität und Farbreinheit aufweisen (mittlere bis hohe Helligkeitswerte). Ein 
reinweißer Fassadenfarbton ist nur als Gliederungs- oder Absetzfarbe zulässig. 

(2) Im MI 1 ist das oberste Vollgeschoss als Dachgeschoss auszubilden. Dachgeschosse im Sin-
ne dieser Festsetzung sind Geschosse, die auf mindestens zwei gegenüberliegenden Seiten 
durch geneigte Dachflächen mit einer Dachneigung von höchstens 50 Grad begrenzt sind. 

(3) Als Dachdeckung sind nur Materialien in stumpfen, matten und dunklen Tönen zulässig. 
Materialien, die der Solarenergienutzung dienen, sind von den Materialfestsetzungen aus-
genommen. 

(4) Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind bis zu einer Höhe von maximal 1,2m über der 
höchsten Dachbegrenzung zulässig (Dachaufbauten unberücksichtigt). Sie sind vorzugs-
weise mit einer Dachbegrünung zu kombinieren. Diese kann flächenmäßig übereinander o-
der getrennt erfolgen.  

Zur Harmonisierung der Ensemblewirkung und des Ortsbildes werden Festlegungen zur Fassa-
den- und Dachgestaltung (obere Gebäudeabschlüsse) getroffen. Die Gebäudefarbigkeiten und –
materialien sollen sich harmonisch in das vorhandene Siedlungs- und Landschaftsbild einzufü-
gen. Ausgehend von der Typik des Standortes sind Farbigkeiten in ihrer Intensität und Sättigung 
zu mindern, d.h. gebrochene, pastellige Farbtöne mit mittleren und hohen Helligkeitsgraden zu 
verwenden. Dominanz erzeugende Material- und Oberflächenwirkungen wie z.B. Glanz, Reflek-
tion sind aufgrund ihrer unerwünschten Wirkung (Standortaufsicht, Fernwirkung Landschafts-
bild Oberlausitzer Bergland, Ortsrandlage) nicht zulässig. 

oberstes Vollgeschoss als Dachgeschoss 
Die Typik der straßenbegleitenden Bebauung (Teifläche MI 1) entlang der Oberlausitzer Straße 
soll aus Gründen der Harmonisierung des Orts- und Straßenbildes mit einem geneigten, ausge-
bauten oder ausbaufähigen Dach als oberstes Vollgeschoss erhalten bleiben. 
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5.3.2  Werbeanlagen (§ 89 Abs. 1 Nr.1   SächsBO), Festsetzungen textlich Nr. 2.2 

(1) Werbeelemente und Firmierungen sind in Umfang, Größe, Form, Farbgebung sowie Mate-
rialwahl den architektonischen Gebäudegliederungen unterzuordnen. Sie sind nur an den 
Erdgeschossfassaden und Brüstungen der 1. Obergeschosse zulässig. 

(2) Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Warenautomaten sind unzulässig. 

(3) Lichtwerbung ist nur hinterleuchtet und in konstanter Lichtgebung zulässig. 

(4) Freistehende Werbeanlagen dürfen eine Höhe von 3,50 m nicht überschreiten. 
 

Zielsetzung ist es, die Gestaltung der Werbeanlagen so zu steuern, dass sie sich in die Architek-
tur, den städtebaulichen und Landschaftsraum harmonisch einfügen und zu deren Qualität bei-
tragen. Werbeanlagen sollen einen Bezug zum Ort und zum Gebäude sowie zu der angebotenen 
Leistung haben, da Anderes die Orientierung und Zuordnung sowie die Identität von Ortsbild 
und Landschaftsraum stören würde. Fremdwerbung wird aus diesen Gründen ausgeschlossen. 
Freistehende Werbeanlagen dürfen die Gebäude nicht dominieren und deshalb eine Höhe von 
3,50 m nicht überschreiten. Damit sich Werbeanlagen der baulichen Struktur unterordnen, ist 
die Errichtung solcher Anlagen in ihrer höhenmäßigen Anordnung an baulichen Anlagen be-
grenzt. 

Die Unzulässigkeit von bewegten und dominierenden Lichtanlagen soll Konflikten mit Wohnnut-
zungen insbesondere in den Nachstunden vorbeugen. Bedingt durch die landschaftliche Lage 
des Plangebietes soll ebenfalls die Beeinträchtigung nachtaktiver Tierarten durch Lichtemissio-
nen begrenzt und Konflikte mit angrenzenden Verkehrsräumen vermieden werden. 

 
5.3.3  Freiflächen, § 89 Abs. 1 Nr. 1, 5 SächsBO, Festsetzungen textlich Nr. 2.3 

           Gestaltung, Nutzung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke  
(1) Der vorhandene Geländeverlauf soll möglichst erhalten bleiben. Aufschüttungen, Abgra-

bungen und Stützmauern sind nur ausnahmsweise für funktionell unvermeidbare Gelände-
anpassungen zulässig. Im Vorgartenbereich sowie in weiteren Bereichen mit Wirkung auf 
den öffentlichen Raum bzw. auf Nachbargrundstücke sind diese nicht zulässig. 

(2) Standplätze für Abfallbehälter                                                                                                   
Wertstoffsammelbehälter werden in den öffentlichen Verkehrsflächen sowie in den Grün-
flächen ausgeschlossen. Aufstellflächen im übrigen Bereich der Freiflächen der Baugrund-
stücke sind der öffentlichen Einsicht durch Begrünung zu entziehen. 

(3) Die Beleuchtung der Gebäude einschließlich Werbeanlagen und zugehöriger Freianlagen ist 
auf ein funktionelles Mindestmaß zu begrenzen und so auszuführen, dass bei der Wahl der 
Lichttechnik, Lichtstärke und Lichtfarbe phototaktisch reagierende Tierarten sowie angren-
zende Verkehrsanlagen nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Es sind keine horizontal o-
der nach oben abstrahlenden Leuchten zulässig. Es sind Leuchtmittel mit einer Farbtempe-
ratur von 2700 bis max. 3000 Kelvin zu verwenden. 

Aufschüttungen, Abgrabungen, Stützmauern 
Ziel ist die grundsätzliche Beibehaltung der prägenden Relieftypik als harmonischer Gelände-
verlauf. Die Festsetzung dient der Unterbindung willkürlicher Geländemodellierungen und Er-
richtung von Stützmauern und soll Negativauswirkungen auf das vorhandene Geländerelief des 
Standortes unterbinden. 
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Standplätze Abfallbehälter 
Abfall- und Wertstoffbehälter beeinträchtigen das Erscheinungsbild des öffentlichen Raumes 
und haben Störwirkungen auf das Ortsbild. Die Festsetzungen dienen der Harmonisierung des 
öffentlichen Raumes und der Minderung der Versiegelung von Freiflächen.  

Beleuchtung 
Aus Gründen des Artenschutzes werden Festsetzungen zur Minderung von Beeinträchtigungen 
phototaktisch reagierender Tierarten durch Beleuchtung getroffen. Des Weiteren soll Konflikten 
mit der angrenzenden Verkehrsfläche vorgebeugt werden. 
Horizontal oder nach oben abstrahlendes Licht entfaltet die größte Fernwirkung und hat des-
halb die massivsten Auswirkungen auf Insekten, Fledermäuse und Vögel. Die Tiere orientieren 
sich fälschlicherweise an den künstlichen Lichtquellen. Besonders Insekten fliegen zwanghaft die 
hellen Lichtkörper an, bis sie vor Erschöpfung verenden oder verbrennen.  
Lampen mit warmweißer Lichtfarbe (2700°-3000° Kelvin) zeichnen sich durch eine besonders 
geringe Insektenanziehung aus.  Durch die Maßnahme werden negative Auswirkungen auf 
nachtaktive Insekten verhindert und die Beeinträchtigung lichtscheuer Fledermausarten in ih-
rem Habitat gemindert. 

 
5.3.4  Einfriedungen, § 89 Abs. 1 Nr. 5 SächsBO, Festsetzungen textlich Nr. 2.4 

Einfriedigungen sind nur als transparente Zäune bis zu einer Höhe von 1,7 m oder als geschnit-
tene Laubholzhecken zulässig. Dabei ist eine Bodenfreiheit der Zäune von mindestens 10 cm für 
ungehindertes Passieren durch Kleintiere zu gewährleisten.  

Es werden gestalterische Mindestfestlegungen für Einfriedungen getroffen.  
Angestrebt werden die städtebauliche Kontinuität des Siedlungsgebietes, die Entwicklung eines 
einheitlichen Siedlungsgefüges sowie ein gemeinsames Erscheinungsbild. Hohe nicht überblick-
bare Mauern oder Zäune sind in diesem Kontext städtebaulich unerwünscht und würden die 
Wirkung der offenen Bauweise beeinträchtigen. Aus diesem Grund werden Einfriedungen auf 
eine Höhe von 1,7 m begrenzt und nur als transparente Zäune zugelassen.  
Dabei ist, bedingt durch die naturräumliche Einbindung des Plangebietes, eine Bodenfreiheit für 
das ungehinderte Passieren von Kleintieren (Kleinsäuger, Reptilien) zu gewährleisten. 

 
5.4  Hinweise 

Landschaftsschutzgebiet 
Das Plangebiet liegt im Nahbereich des Landschaftsschutzgebietes “Oberlausitzer Bergland”, 
festgesetzt durch die Verordnung des Landkreises Bautzen vom 25.01.1999. Die Abgrenzung ist 
im Bebauungsplan hinweisbezogen gekennzeichnet. 

Artenschutz 
Das artgerechte Ersatzhabitat für Wald- und Zauneidechsen ist mit folgenden Habitatstrukturen 
herzustellen: 
- 2 Totholzhaufen, Durchmesser mind. 2 m, Höhe mind. 1,20 - 1,50 m 
- 2 Steinhaufen, Durchmesser mind. 2 m, Höhe mind. 1,20 m, Volumen mind. 3 m³, unter-

schiedlich große Steine, mind. 80 % der Steine mit Durchmesser 20 und 40 cm 
- 1 Sandhaufen aus grabbarem Sand mit Nullanteilen, Durchmesser mind. 2 m, Höhe mind. 1,20 m 
- 1 frostfreies Überwinterungsquartier, ca. 1 m tiefe Grube, Grundfläche ca. 2 x 2 m, Grube ab-
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wechselnd mit Holz (Stammabschnitte, Wurzelstöcke) Reisig, Bodenaushub und Steinen un-
terschiedlicher Größen verfüllen, so dass viele Hohlräume entstehen, Schichtung der unter-
schiedlichen Materialien bis in eine Höhe von ca. 1 m. 

 
Bodenschutz 
Bei der Ausführung künftiger Baumaßnahmen sind die allgemeinen Grundsätze des Boden-
schutzes, wie sparsamer und schonender Umgang mit dem Schutzgut Boden sowie der Schutz 
des Bodens vor Verunreinigungen, unnötigen Versiegelungen und Verdichtungen sowie sonsti-
gen schädigenden Einflüssen, zu beachten. Vor Baubeginn ist vorhandener Mutterboden 
(Oberboden) im Bereich der Baustellen und Nebeneinrichtungen zu sichern (§ 202 BauGB). Ein 
Überschütten von Mutterboden mit Aushub- oder Baumaterial ist nicht zulässig. Anfallendes 
Aushubmaterial ist getrennt nach Mutterboden und Unterboden zu gewinnen, zwischenzula-
gern und einer Wiederverwendung möglichst vor Ort zuzuführen. 
 
Abfallrecht 
Die im Zusammenhang mit der Realisierung des Bauvorhabens entstehenden Abfälle (Rückbau 
Kleingartenanlage etc.) sind entsprechend § 7 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) ordnungsge-
mäß und schadlos zu verwerten. Abfälle, die nicht einer Verwertung zugeführt werden können, 
sind entsprechend §§ 15, 17 und 28 KrWG gemeinwohlverträglich zu beseitigen. Abfälle zur Be-
seitigung sind gemäß § 17 KrWG dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zu überlassen. 
Diese Aufgabe obliegt im Landkreis Bautzen dem Regionalen Abfallverband Oberlausitz Nieder-
schlesien (RAVON). Zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Abfallverwertung/-beseitigung ist 
eine Separierung der Abfälle nach Abfallarten am Entstehungsort sicherzustellen. Gefährlicher 
Abfall (z.B. Asbest) ist nachweislich zu entsorgen. 
  
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärmschutz) 
Luftwärmepumpen, Klimaanlagen und vergleichbare Anlagen haben in Abhängigkeit ihrer 
Schallleistung folgende Abstände zu schützenswerten Daueraufenthaltsräumen nach DIN 4109 
der Nachbarbebauung innerhalb eines Mischgebietes einzuhalten (bei unbebauten Flächen ist 
der Abstand von der Bebauungslinie zu nehmen, von der nach Planungsrecht die Möglichkeit 
besteht, ein Gebäude mit schutzbedürftigen Räumen zu errichten): 

 Schallleistungspegel 
[dB(A)] 

Abstand  
[m] 

64 20 
61 15 
58 10 

Eine Reduzierung des Abstandes kann zugelassen werden, wenn durch ein Sachverständigengut-
achten der Nachweis erbracht werden kann, dass durch die lärmemittierende Anlage unter Be-
achtung der Vorbelastung die Immissionsrichtwerte der TA Lärm im Einwirkungsbereich einge-
halten werden können. 
 

6  Flächenbilanz 
Die Flächenbilanz stellt eine Übersicht über den Anteil der planungsrechtlich ausgewiesenen 
Nutzungen dar. 
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Größe Plangebiet         20.425 m²     

   
Mischgebiet    15.604 m² 

überbaubare Grundstücksflächen 9.362 m²  

max. Überschreitung GRZ (Nebenanlagen,  Anla-
gen gem. § 14; § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO) 

3.121 m²  

nicht überbaubare Flächen, zu begrünen 3.121 m²  

Verkehrsflächen  2.196 m² 

Private Grünflächen  1.231 m² 

Kompensationsflächen intern  1.394m² 

Kompensationsflächen extern  2.594 m² 

Großpostwitz. Flst. 88/5 299 m²                                                                                                            

Hausdorf, Komplex 4-12 500 m²  

Hausdorf, Komplex 10 117 m²  

Cannewitz 1.678 m²  

 
 
7. Umweltbericht 

7.1  Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte der Planung 

7.1.1  Anlass und Aufgabenstellung 
Die Gemeinde Großpostwitz plant die Erweiterung eines Mischgebietes am südlichen Ortsaus-
gang von Großpostwitz. Ausgangspunkt bildet ein historischer Gewerbestandort, der sich bis in 
die 1920er Jahre als Einzelobjekt vor der Ortslage befand. Später trat weitere, vorrangig wohn-
bezogene Bebauung hinzu und stellte entlang der Oberlausitzer Straße die Verbindung zum 
Hauptort her. Anlass der Planung ist eine beabsichtigte Erweiterung der gewerblichen Nutzung. 
Am 05. Februar 2026 wurde vom Gemeinderat Großpostwitz die Aufstellung des Bebauungs-
plans „Oberlausitzer Straße“ beschlossen. Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufge-
stellt. Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist eine Umweltprüfung durchzuführen und deren Ergebnisse in 
einem Umweltbericht darzulegen. 
 

7.1.2  Angaben zum Standort und zur geplanten Nutzung 
Das Plangebiet am Ortsausgang von Großpostwitz in Richtung Rodewitz wird durch die Oberlau-
sitzer Straße im Osten sowie die ehemalige Bahntrasse in Richtung Cunewalder Tal im Westen 
und Südwesten begrenzt. Im Norden schließt sich ackerbaulich genutzte Fläche an. Das Gelände 
weist zwischen der Wohnbebauung an der Hauptstraße und der nordwestlichen Grenze des 
Plangebietes an der ehemaligen Bahnstrecke einen Höhenunterschied von ca. 7 m auf. 
Bei der gewerblich genutzten Fläche handelt es sich um den Betriebsstandort eines mittelstän-
dischen Unternehmens für Elektrotechnik und Elektronik, bebaut mit einem Verwaltungsge-
bäude und einer Lagerhalle, umgeben von ausgedehnten Pkw-Stellflächen. Weitere zugehörige 
Betriebsflächen befinden sich auf der gegenüberliegenden Seite der Oberlausitzer Straße außer-
halb des Plangebietes.  



Gemeinde Großpostwitz                                                 Begründung                                                                                        Juni 2026  
Vorzeitiger Bebauungsplan „Oberlausitzer Straße“   
 

24 

Die im Plangebiet rückwärtig gelegenen Kleingartenflächen waren durch den gewerblichen Ei-
gentümer bis zum 1. Quartal 2026 verpachtet. In der Kleingartenanlage befinden sich zahlreiche 
Gartenhäuser mit weiteren Kleinstbauten wie Geräteschuppen und Gewächshäuser. Die Verein-
sanlage verfügt über einen kleinen Parkplatz mit wasserdurchlässiger Befestigung an der Ober-
lausitzer Straße.   
Bei der vorhandenen Wohnbebauung handelt es sich um einen zweigeschossigen Gebäudebe-
stand der 1920-30er Jahre. Die nähere Umgebung des Plangebietes wird sowohl von Wohnnut-
zung im Bereich Schrebergasse und Gartenstraße als auch von gewerblicher Nutzung im Osten 
geprägt. 
Geplant ist die Erweiterung eines Mischgebietes am südlichen Ortsausgang von Großpostwitz. 
Im Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans sind folgende Planungsziele genannt: 
- Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die nachhaltige Standortsicherung 

gewerblicher Nutzung sowie der Ermöglichung von Wohnen im Sinne eines Mischgebietes 
- Festlegungen für eine dem Standort angemessene baulich-räumliche und architektonische 
- Gestaltung 
- Sicherung eines Mindestmaßes an strukturierenden Grünflächen und deren Vernetzung 

mit Grünstrukturen angrenzender Gebiete zur Aufrechterhaltung wichtiger ökologischer 
Funktionen 

- Kompensation erheblicher Eingriffe in Natur und Landschaft unter Berücksichtigung 
artenschutzrechtlicher Belange 
 

7.1.3  Art, Umfang des Vorhabens, Bedarf an Grund und Boden 
Das 20.425 m² große Plangebiet gliedert sich in den 10.478 m² großen straßennahen vorhande-
nen Innenbereich und den 9.947 m² großen derzeitigen Außenbereich. 
Die Flächenbilanz stellt eine Übersicht über den Anteil der planungsrechtlich ausgewiesenen 
Nutzungen des gesamten Plangebietes (Innen- und Außenbereich) dar. 

Größe Plangebiet           20.425 m²   
      

Mischgebiet      15.604 m²  

überbaubare Grundstücksflächen  9.362 m²    
max. Überschreitung GRZ (Nebenanlagen,   
Anlagen gem. § 14; § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO)  3.121 m²    

nicht überbaubare Flächen, zu begrünen  3.121 m²    

Verkehrsflächen    2.196 m²  

Private Grünflächen    1.231 m²  

Kompensationsflächen intern    1.394m²  

Kompensationsflächen extern    2.594 m²  
Großpostwitz. Flurstück 88/5  299 m²     
Hausdorf, Komplex 4-12  500 m²    
Hausdorf, Komplex 10  117 m²    
Cannewitz  1.678 m²    
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Die geplante Neubebauung im Außenbereich stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar, 
der nach § 15 Abs. 2 auszugleichen ist. Dafür werden Teilflächen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans sowie eine unmittelbar an das Plangebiet angrenzende Fläche genutzt. 
Da mit diesen Flächen der erforderliche naturschutzfachliche Ausgleich nicht erreicht werden 
kann, erfolgt der verbleibende Teil der Kompensation über die Zuordnung von Ökokontomaß-
nahmen innerhalb des Landkreises Bautzen. 
 

7.2  Rechtliche und fachliche Grundlagen der Umweltprüfung 
7.2.1  Rechtliche Grundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB), insbeson-
dere 
a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungs-

gefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 
b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesna-

turschutzgesetzes, 
c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevöl-

kerung insgesamt, 
d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwäs-

sern, 
f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 
g) die Darstellungen von Landschaftsplänen und sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, 

des Abfall- und des Immissionsschutzrechts, sowie die Darstellungen in Wärmeplänen und 
die Entscheidungen über die Ausweisung als Gebiet zum Neu- oder Ausbau von Wärmenet-
zen oder als Wasserstoffnetzausbaugebiet gemäß § 26 des Wärmeplanungsgesetzes vom 20. 
Dezember 2023, 

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverord-
nung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenz-
werte nicht überschritten werden, 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den 
Buchstaben a bis d, 

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, die 
aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Un-
fälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den Buchstaben a bis d und i. 

In § 1a BauGB werden folgende ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz in der Bauleitpla-
nung formuliert: 
- mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden, dabei sind zur Ver-

ringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Mög-
lichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen 

- Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen, 
- landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendi-

gen Umfang umgenutzt werden. 
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- voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild sollen 
vermieden oder ausgeglichen werden (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung) 

- Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschafts-
bildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts (Eingriffsregelung 
nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung zu berücksichtigen 

- den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rech-
nung getragen werden. 

 
Um die Beachtung der Umweltbelange in der Bauleitplanung zu sichern, ist gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine Umweltprüfung durchzuführen. In deren Rah-
men sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens zu ermitteln, 
zu beschreiben und zu bewerten. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist im Umweltbericht darzu-
stellen; der Umweltbericht ist Teil der Begründung zum Bebauungsplan. 
Das Ergebnis der Umweltprüfung sowie die Beachtung der Vorschriften zum Umweltschutz sind 
in der Abwägung zum Bebauungsplan zu berücksichtigen. 

 
Weitere rechtliche Grundlagen 
Für den Umweltschutz in der Bebauungsplanung sind weiterhin folgende gesetzliche Grundla-
gen relevant: 
- Bundes-Naturschutzgesetz (BNatSchG) 
- Bundes-Artenschutzverordnung (BArtSchV) 
- Sächsisches Naturschutzgesetz (SächsNatSchG) 
- Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
- Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
- Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz (SächsKrWBodSchG) 
- Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und Durchführungsverordnungen (BImSchV) 
- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
- Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) 
- Entsiegelungserlass des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft 

(2009) 
 
7.2.2  Fachliche Grundlagen 

Landesentwicklungsplan Sachsen 2013 (LEP 2013) 
Der Landesentwicklungsplan Sachsen (Fassung 2013) enthält für das Plangebiet keine besonde-
ren Zielstellungen in Bezug auf Natur und Landschaft. 
Als allgemeine Grundsätze und Ziele der Landesentwicklung sind zu beachten: 
- die Neuinanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll in allen 

Teilräumen Sachsens vermindert werden. Bei der Neuinanspruchnahme von Flächen für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke soll bei Kompensationsmaßnahmen vorrangig auf eine Ent-
siegelung hingewirkt werden (G 2.2.1.1). 

- Die Lebensqualität und die natürliche biologische Vielfalt in den Städten und Dörfern soll 
durch Schaffung und Erhaltung von naturnahen Lebensräumen und Grünflächen innerhalb 
des Siedlungsgefüges aufgewertet werden (G 2.2.2.4). 
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- Zur Sicherung der biologischen Vielfalt und Bewahrung der biologischen Ressourcen des Frei-
staates Sachsen sind die heimischen Tiere, Pflanzen und Pilze sowie ihre Lebensräume und 
Lebensgemeinschaften dauerhaft zu erhalten (G 4.1.1.15). 

- Bei der Erschließung von Siedlungs- und Verkehrsflächen sollen zur Verbesserung des Was-
serhaushaltes (Grundwasserneubildung) und der Verringerung von Hochwasserspitzen ver-
stärkt Maßnahmen der naturnahen Oberflächenentwässerung umgesetzt werden (G 
4.1.2.4). 

Regionalplan Oberlausitz-Niederschlesien (2. Gesamtfortschreibung 2023) 
Im Regionalplan für die Region Oberlausitz-Niederschlesien (Fassung 2023) ist die Gemeinde 
Großpostwitz als „verdichteter Bereich im ländlichen Raum“ sowie als Gemeinde mit besonderer 
Gemeindefunktion „Gewerbe“ ausgewiesen (Karte Raumstruktur). 
Weitere raumordnerische Entwicklungsziele liegen für das Plangebiet nicht vor. 
 

7.3  Beschreibung und Bewertung der Schutzgüter und der Auswirkungen des Vorhabens 
7.3.1  Schutzgut Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt, Artenschutz 

7.3.1.1  Bewertung des gegenwärtigen Zustandes und Vorbelastung 

Das Plangebiet gliedert sich in eine 10.478 m² große zum Innenbereich nach § 34 BauGB gehö-
rende Teilfläche und in eine 9.947 m² große derzeit zum Außenbereich nach § 35 BauGB gehö-
rende Teilfläche. 
Zum Innenbereich gehören überwiegend bebaute und befestigte Flächen. Neben den gewerb-
lich genutzten Gebäuden, Zufahrten und Stellflächen eines mittelständischen Unternehmens für 
Elektrotechnik und Elektronik befinden sich drei Wohnhäuser einschließlich Nebengebäuden 
und befestigten Flächen im Innenbereich. 
Des Weiteren gehören die Staatsstraße S 116 „Oberlausitzer Straße“ mit dem straßenbegleiten-
den Gehweg sowie der Parkplatz der Kleingartenanlage „Bergfrieden“ zum Innenbereich. 
Diese bebauten und befestigten Flächen sind von geringer Bedeutung für den Arten- und Bio-
topschutz. 
Die Grünflächen im Innenbereich umfassen die Rasenflächen entlang der Straße und am Park-
platz der Kleingartenanlage, die Rabatten und Ziergehölzpflanzungen im Gewerbeobjekt sowie 
die Hausgärten an den Wohnhäusern. Diese gebäudenahen Grünflächen sind insgesamt recht 
strukturarm und werden von jüngeren Ziergehölzen, Nadelgehölzen, geschnittenen Hecken und 
Rasenflächen geprägt. Für den Arten- und Biotopschutz sind sie von nachrangiger Bedeutung. 
Die Vorbelastung der Flächen im Innenbereich ist nicht nur durch die Überbauung und Flächen-
befestigung hoch, sondern auch durch den Verkehrslärm der Staatsstraße S 116, Bewegungsun-
ruhe und visuelle Störeffekte. 
Zum Außenbereich gehören überwiegend Grünflächen. Im nördlichen Teil des Außenbereichs 
setzen sich die Hausgärten der beiden mit Wohnhäusern bestandenen Grundstücke fort. Diese 
Gartenbereiche sind strukturreicher als die gebäudenahen Flächen. 
Der nördliche und mittlere Teil des Außenbereichs wird von der Kleingartenanlage „Bergfrieden“ 
eingenommen. Das Gelände der Kleingartenanlage ist reich strukturiert mit Beeten, Stauden-
streifen, mageren Wiesenbereichen, Einzelsträuchern, kleinen Hecken, Obstbäumen, Gartenlau-
ben, Überdachungen, Steinkanten und einem Kleinstteich. An einigen Gebäuden und Bäumen 
wurden Nistkästen angebracht. Einige der Obstbäume besitzen Höhlungen in Form von Astaus-
faulungen, die zumeist nicht tief sind. Zwei Apfelbäume (Nr. 5 und 6) weisen jeweils eine tiefere 
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Höhle auf, wobei nur die Höhle des Baumes Nr. 5 potenziell als Niststätte geeignet ist. Die Klein-
gartenanlage ist als Lebensraum für eine siedlungstypische Fauna strukturreicher Gärten von 
Bedeutung (s.u.). 
Im südlichen Teil des Außenbereichs befindet sich eine extensiv gepflegte Wiese, die durch ei-
nen höheren Anteil an typischen Frischwiesenkräutern wie Wiesen-Margerite (Leucanthemum 
vulgare), Schafgarbe (Achillea millefolium), Spitz-Wegerich (Plantago lanceolata), Scharfer Hah-
nenfuß (Ranunculus acris), Kriechender Hahnenfuß (Ranunculus repens). Gewöhnliches Ferkel-
kraut (Hypochaeris radicata), Rot-Klee (Trifolium pratense), Weiß-Klee (Trifolium repens), Krie-
chender Günsel (Ajuga reptans), Gamander-Ehrenpreis (Veronica chamaedrys) und Löwenzahn 
(Taraxacum officinale) gekennzeichnet wird. Aus der früheren Gartennutzung der Fläche sind 
noch einzelne Staudengruppen, vor allem Pfingstrosen, vorhanden. 
Es handelt sich um eine mäßig artenreiche Wiese, die aufgrund der extensiven Pflege allmählich 
artenreicher wird, jedoch noch nicht den Status einer mageren Frischwiese erreicht hat. Die ex-
tensiv gepflegte Wiese ist als (Teil-)Lebensraum und Nahrungshabitat von Bedeutung. Aufgrund 
ihres Blütenangebots bietet sie ein günstiges Nahrungsangebot für Insekten, die wiederum Nah-
rung für Fledermäuse und Vögel bilden. 
 
Im Frühjahr / Frühsommer 2026 fanden aktuelle Untersuchungen der Artengruppen Fleder-
mäuse, Vögel und Reptilien im Plangebiet statt. 
Die aktuelle Untersuchung der Fledermausvorkommen erbrachte den Nachweis von 14 Fleder-
mausarten. Nachgewiesen wurden: 
- Braunes Langohr Plecotus auritus - Kleiner Abendsegler Nyctalus leisleri 
- Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus - Mopsfledermaus Barbastella barbastellus 
- Fransenfledermaus Myotis nattereri - Mückenfledermaus Pipistrellus pygmaeus 
- Große Bartfledermaus Myotis brandtii - Nordfledermaus Eptesicus nilssonii 
- Großer Abendsegler Nyctalus noctula - Rauhhautfledermaus Pipistrellus nathusii 
- Großes Mausohr Myotis myotis - Wasserfledermaus Myotis daubentonii 
- Kleine Bartfledermaus Myotis mystacinus - Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus 

Alle Fledermausarten sind streng geschützt (Anhang IV der FFH-Richtlinie). 
Das Plangebiet weist durch die Gebäude und Bäume in den Kleingärten und die Gartennutzung 
einen deutlichen Strukturreichtum und eine gute Habitateignung für Fledermäuse auf. Es sind 
überwiegend an den Gebäuden (Spalten), weniger in bzw. an den Bäumen (Höhlen, Spalten, 
Risse) geeignete Quartiere für Fledermäuse vorhanden. Die Vegetation in den Kleingärten (Obst-
bäume, Blütensträucher, Stauden, Einjahresblumen, Nutzpflanzen, Wiesenstücke) und die blü-
tenreiche Wiese im südlichen Teil sorgt für ein günstiges Insektenvorkommen und damit für ein 
gutes Nahrungsangebot. 
Von besonderer Bedeutung ist der unmittelbar angrenzende Gehölzstreifen entlang der stillge-
legten Bahnstrecke. Er ist nicht nur (Teil-)Lebensraum und Nahrungshabitat für Fledermäuse, 
sondern bildet auch eine wichtige Leitstruktur. Vor allem strukturgebunden fliegende Arten fol-
gen bei Ortswechseln oder während der Jagd linearen Landschaftselementen (z.B. Gehölzen) 
und unternehmen kaum Flüge über offene Flächen. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
diese lineare Gehölzstruktur zum Jagdhabitat mehrerer im Gebiet vorkommender Fledermaus-
arten gehört und eine bedeutende Leitstruktur bildet. 
Entsprechend der aktuellen Untersuchung ist davon auszugehen, dass das Plangebiet dauerhaft 
und intensiv durch einige Fledermausarten genutzt wird, insbesondere durch Zwergfledermaus, 
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Breitflügelfledermaus und Kleine Bartfledermaus. Bei anderen Arten scheint es Teil eines größe-
ren Jagdreviers bzw. einer regelmäßigen Durchzugsstrecke zu sein, vor allem für Großes Maus-
ohr, Wasserfledermaus, Braunes Langohr, Großen und Kleinen Abendsegler. Für andere Arten 
wie z.B. für die Nordfledermaus dienen einige Strukturen des Plangebietes vermutlich als Teil 
weiträumiger Wanderrouten. 

Die aktuelle Untersuchung der Avifauna erbrachte den Nachweis von 24 Vogelarten, von denen 
14 Arten wahrscheinliche bzw. sichere Brutvogelarten sind. Bei dem aktuell nachgewiesenen 
Artenspektrum der wahrscheinlichen bzw. sicheren Brutvögel handelt es sich um häufige, weit 
verbreitete Arten: Amsel, Blaumeise, Feldsperling, Girlitz, Grünfink, Hausrotschwanz, Haussper-
ling, Kohlmeise, Rotkehlchen, Singdrossel, Star, Elster, Ringeltaube und Zilpzalp. Einige gleich-
falls häufige Arten wie Buchfink, Goldammer, Kernbeißer und Mönchsgrasmücke kommen als 
mögliche Brutvögel im angrenzenden Gehölzstreifen auf der ehemaligen Bahntrasse vor. 

Die meisten Brutvogelarten beherbergt die Kleingartenanlage. Hier brüten 11 der insgesamt 14 
wahrscheinlichen bzw. sicher nachgewiesenen Brutvogelarten. Dazu trägt auch das Nistkasten-
angebot bei. Hausrotschwanz, Haussperling und Bachstelze nutzen Gebäudestrukturen als Brut-
platz. Einige Arten wurden nur als Nahrungsgäste über bzw. im Gesamtgelände des Plangebietes 
beobachtet. Alle im Plangebiet als wahrscheinliche, sichere oder mögliche Brutvögel nachgewie-
senen Arten sind besonders geschützt. 

Die aktuelle Untersuchung der Reptilien erbrachte den Nachweis jeweils einer kleinen Popula-
tion der Zauneidechse (Lacerta agilis) und der Waldeidechse (Zootoca vivipara). Die Zau-
neidechse ist streng geschützt (Anhang IV der FFH-Richtlinie), die Waldeidechse ist nach BArt-
SchV besonders geschützt. Beide Arten wurden innerhalb der Kleingartenanlage nachgewiesen. 
Das Gelände ist reich strukturiert mit Beeten, Staudenstreifen, mageren Wiesenbereichen, Ein-
zelsträuchern, kleinen Hecken, Obstgehölzen, Steinkanten und einem Kleinstteich. Der Struktur-
reichtum, die enge Benachbarung von Sonnenplätzen und schattigen Versteckstrukturen sowie 
das durch den Blütenreichtum günstige Nahrungsangebot an Insekten bewirken eine gute Habi-
tateignung für die Eidechsen. 

In einem Gartengrundstück im nördlichen Bereich der Kleingartenanlage wurde an einem abge-
storbenen Obstbaum ein Nest der Kahlrückigen Waldameise (Formica polyctena) festgestellt. 
Die Waldameisen sind nach BArtSchV besonders geschützt. 

Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete, SPA-Gebiete), Naturschutzgebiete, Natur-
parke, Biosphärenreservate, Nationalparke werden durch den Geltungsbereich des Bebauungs-
plans nicht berührt. Das Landschaftsschutzgebiet „Oberlausitzer Bergland“ schließt sich im Nah-
bereich des Plangebietes westlich an die gehölzbestockte stillgelegte Bahnstrecke an. Gesetzlich 
geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 SächsNatSchG sind im Plangebiet nicht vor-
handen. 

7.3.1.2  Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die Kleingartenanlage mit all ihren Strukturen und 
die extensiv gepflegte Wiese erhalten bleiben. Die Kleingartenanlage wies keinen hohen Leer-
stand auf und wurde bis zum Frühjahr 2026 (Kündigung durch den Grundstückseigentümer) ge-
nutzt. Eine Fortsetzung der Kleingartennutzung bei Nichtdurchführung der Planung kann daher 
angenommen werden. 
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Die Wiese würde durch den Eigentümer des Gewerbeobjektes als „Bienenwiese“ weiterhin ex-
tensiv gepflegt. Diese extensive Mahdnutzung würde zu einer weiteren Erhöhung des Arten-
reichtums der Wiese führen, vor allem zu einer Zunahme typischer Frischwiesen-Arten. 

7.3.1.3  Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

baubedingt 
Im Zuge der Baufeldfreimachung wird die gesamte Kleingartenanlage mit ihren Strukturen be-
seitigt. Dabei ist das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu 
erwarten (Tötungs- und Verletzungsverbot). Beim Abbruch der Gebäude der Kleingartenanlage 
während des Aktivitätszeitraumes der Fledermäuse kann es zu einer Tötung oder Verletzung von 
Individuen der Breitflügelfledermaus, der Kleinen Bartfledermaus, des Kleinen Abendseglers, 
der Mückenfledermaus und der Zwergfledermaus kommen. 
Ebenso ist bei der Beräumung der Kleingartenanlage, die mit schwerer Technik erfolgt und das 
Gesamtgelände der Kleingartenanlage umfasst, eine Tötung oder Verletzung von Individuen der 
Zauneidechse und der Waldeidechse nicht auszuschließen. 
Bei einer Fällung der Bäume und einer Rodung der Hecken und Sträucher in den Kleingärten, 
einer Entfernung von besetzten Nistkästen und der Beseitigung der Kleingartenanlage mit ihren 
Gebäuden und Strukturen während der Brutzeit kann es zu einer Zerstörung von Gelegen und/ 
einer Tötung oder Verletzung von Individuen (Jungvögel) der Brutvögel (Gehölz- und Gebüsch-
brüter, Höhlenbrüter, Halbhöhlen- und Nischenbrüter an Gebäuden, Bodenbrüter in dichter Ve-
getation) kommen. 
Durch die Beseitigung des abgestorbenen Obstbaumes mit dem Ameisennest im Zuge der Be-
räumung der Kleingartenanlage ist sowohl eine Tötung oder Verletzung der Waldameisen zu 
erwarten. 

anlagebedingt 
Durch die Beseitigung der gesamten Kleingartenanlage mit ihren Strukturen ist das Eintreten 
von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu erwarten (Verbot der Beschädi-
gung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten). 
Durch den vollständigen Abbruch der Gebäude in der Kleingartenanlage ist es nicht ausgeschlos-
sen, dass Ruhestätten (Tages- und Zwischenquartiere) der Breitflügelfledermaus, der Kleinen 
Bartfledermaus, des Kleinen Abendseglers, der Mückenfledermaus und der Zwergfledermaus 
entfernt werden. Im Fall der Zwergfledermaus ist auch der Verlust einer Fortpflanzungsstätte 
möglich. 
Durch die Entfernung sämtlicher Nistkästen und die Fällung des Höhlenbaumes (Nr.5) geht das 
gesamte Höhlenangebot (auch an künstlichen Nisthöhlen) im Plangebiet verloren. Durch den 
vollständigen Abbruch der Gebäude in der Kleingartenanlage werden auch Niststätten der Halb-
höhlen- und Nischenbrüter entfernt. 
Eine anlagebedingte Gefährdung entsteht für sämtliche Gehölz- und Gebüschbrüter, die den Ge-
hölzstreifen der Bahntrasse als (Teil-) Lebensraum nutzen, durch Vogelschlag, wenn ein Ge-
bäude mit großen Glasflächen in unmittelbarer Nähe zum Gehölzstreifen errichtet wird und die 
Fassade mit dem hohen Glasflächenanteil dem Gehölzstreifen zugewandt ist. In diesem Fall wird 
das Tötungs- und Verletzungsrisiko so deutlich erhöht, dass das Tötungsverbot ausgelöst wird 
und damit ein rechtswidriger Zustand vorliegt. 
Durch die Beseitigung des abgestorbenen Obstbaumes mit dem Ameisennest tritt der Verlust 
der Lebensstätte der Waldameisen (Stamm mit Nest) ein. 
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Durch das Vorhaben wird die Kleingartenanlage als Lebensraum bzw. Teillebensraum (Nah-
rungshabitat) der o.g. Arten bzw. Artengruppen dauerhaft beseitigt. 
Ebenso geht die extensiv gepflegte Wiese als (Teil-)Lebensraum und Nahrungshabitat dauerhaft 
verloren. 

betriebsbedingt 
Eine weit reichende nächtliche Beleuchtung kann zum Eintreten von Verbotstatbeständen nach 
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG führen (Störungsverbot). 
Die Fledermäuse der Gattungen Barbastella, Myotis und Plecotus gelten als lichtscheu bei der 
Nahrungssuche. Für die Große Bartfledermaus und das Große Mausohr wird eine hohe Empfind-
lichkeit gegenüber Lichteintrag im Nahrungshabitat und für das Braune Langohr, die Fransenfle-
dermaus und die Wasserfledermaus eine mittlere Empfindlichkeit gegenüber Lichteintrag im 
Nahrungshabitat angegeben. Wasserfledermäuse und Mausohren reduzieren die Nutzung von 
Flugrouten oder verlagern sie bei Beleuchtung. 
Besonders empfindlich reagiert die Mopsfledermaus. Als hochspezialisierte Waldart meidet sie 
beleuchtete Gebiete. Durch neue Lichtquellen wird die Mopsfledermaus auf ihren Flugrouten 
und in ihren Jagdhabitaten gestört. Die Störung veranlasst die Art, Umwege zu fliegen und nah-
rungsreiche Jagdhabitate wie beispielsweise reich strukturierte Waldränder zu verlassen. Da ex-
plizite Daten, inwieweit derartige Störungen zu Stress, Energieverlusten, also Einschränkungen 
der Fitness führen, bisher fehlen, muss davon ausgegangen werden, dass sich der Erhaltungszu-
stand lokaler Populationen durch Lichtemissionen in bevorzugten Jagdhabitate und traditionel-
len Flugrouten der Art negativ entwickeln kann und somit der Störungsverbotstatbestand erfüllt 
wird. 
Des Weiteren wird auch ein Großteil nachtaktiver Insekten von Licht angezogen (Anlockwirkung) 
und kann sich aus dem Lichtschein von Leuchten nicht befreien. Die vom Licht angezogenen 
Organismen werden ihrem Lebensraum entzogen und können unter anderem der Nahrungs- 
und Partnersuche nicht mehr gleichermaßen erfolgreich nachgehen wie in unbeleuchteten Le-
bensräumen. Sind die Tiere dem Lebensraum entzogen, fallen sie auch als Nahrungsgrundlage 
für andere Tiere aus. 
 

7.3.1.4  Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
Um das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Tötungs- und Ver-
letzungsverbot) zu verhindern, wurden im Artenschutzfachbeitrag folgende Vermeidungsmaß-
nahmen (V) festgelegt: 

Maßnahme 
Nr. Kurzbeschreibung der Maßnahme 

Arten bzw. 
Artengruppe 

V 1 Gebäudekontrolle unmittelbar vor dem Abbruch der Gebäude 
und oberirdischen Baustrukturen der Kleingartenanlage 
 

Fledermäuse 
Halbhöhlen- und Ni-
schenbrüter an Gebäuden 

V 2 Belassen des Höhlenbaums im 1. Bauabschnitt, Vorgaben 
zum Fällzeitraum und zur artenschutzrechtlichen Kontrolle für 
eine Fällung in künftigen Bauabschnitten 

Fledermäuse 
Höhlenbrüter 

V 3 Durchführung der Fäll- und Rodungsarbeiten erst nach der 
Hauptbrutzeit und im westlichen Teil der Kleingartenanlage erst 
ab dem 1. Oktober, Baumfällungen und Rodung der Sträucher 

Gehölz- und Gebüsch-
brüter 
Höhlenbrüter 
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und Hecken im östlichen Teil der Kleingartenanlage nach arten-
schutzrechtlicher Kontrolle 

V 4 Kontrolle der Nistkästen vor dem Entfernen, Entfernen erst 
nach Abschluss festgestellter Bruten 

Höhlenbrüter 

V 5 Abfangen und Umsetzen der Eidechsen in ein Ersatzhabitat 
(s.u.) vor Beginn des Abbruchs der Kleingartenanlage 

Zauneidechse 
Waldeidechse 

V 6 Umsetzen des Ameisennestes vor der Baufeldfreimachung im 
Bereich der Kleingartenanlage 

Waldameisen 

 
Um das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Verbot der Be-
schädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten) zu verhindern, wurden im 
Artenschutzfachbeitrag folgende Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen (V/A) festgelegt: 

V 5 Anlage eines dauerhaften Ersatzhabitats Zauneidechse 
Waldeidechse 

V 8 Festlegung von Maßnahmen gegen Vogelschlag, wenn ein Ge-
bäude mit großen Glasflächen in unmittelbarer Nähe zum Ge-
hölzstreifen errichtet wird und die Fassade mit dem hohen 
Glasflächenanteil dem Gehölzstreifen zugewandt ist 

vorrangig Gehölz  
und Gebüschbrüter 

A 1 Anbringen von 5 Nistkästen für Höhlenbrüter an geeigneten 
Bäumen im Umfeld auf den kommunalen Flurstücken 370/2 
und 370/5 der Gemarkung Großpostwitz 

Höhlenbrüter 

A 2 Integration von 3 Niststeinen in das neue Gebäude des 1. Bau-
abschnitts, alternativ Anbringen von 3 Nistkästen für Halbhöh-
lenbrüter auf dem Flurstück 329 (Lagerhalle an der stillgeleg-
ten Bahnstrecke) und auf den kommunalen Flurstücken 370/2 
und 370/5 der Gemarkung Großpostwitz 

Halbhöhlenbrüter 

A 3 Anbringen von Ersatzquartieren für Fledermäuse im Umfeld, 2 
Großraumhöhlen am Gebäude (Lagerhalle) auf Flurstück 329 
und 8 Spaltenquartierkästen für Kleinfledermäuse an Bäumen 
auf den kommunalen Flurstücken 370/2 und 370/5 der Gemar-
kung Großpostwitz, zusätzlich Bergung des potenziellen Baum-
quartiers des Apfelbaumes (Baum Nr. 6) und Integration in das 
Ersatzhabitat, einschließlich oberer Abdeckung des Stammstü-
ckes als Regenschutz 

Fledermäuse 

 
Um das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störungsverbot) 
zu verhindern, wurden im Artenschutzfachbeitrag folgende Vermeidungsmaßnahmen (V) fest-
gelegt: 

V 7 Vorgaben zur Beleuchtung im Außenbereich, insbesondere zur 
Abstrahlungsgeometrie der Leuchten, zur Farbtemperatur der 
Leuchtmittel (2700-3000 Kelvin) und zur Bedarfsanpassung 
(zeitabhängige Beleuchtungssteuerung, Bewegungsmelder) 

Lichtscheue Fleder-
mausarten, insbeson-
dere Mopsfledermaus 

des Weiteren 
nachtaktive Insekten 

 
Als Ausgleich für den Verlust der als Lebensraum und Nahrungshabitat genutzten Grünflächen 
des Plangebietes (Kleingartenanlage, Wiese) wird parallel zur ehemaligen Bahnstrecke und an 
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das Ersatzhabitat angrenzend ein Grünstreifen aus Sträuchern und blütenreichem Grünland an-
gelegt. Diese Saumstruktur soll einen (Teil-)Lebensraum und ein Nahrungshabitat für Fleder-
mäuse, Vögel und Insekten bilden und gleichzeitig einen Puffer zwischen den bebauten und be-
festigten Flächen und dem unmittelbar angrenzenden Gehölzstreifen entlang der stillgelegten 
Bahnstrecke schaffen. Dieser Gehölzstreifen ist nicht nur ein Nahrungshabitat, sondern auch 
eine wichtige Leitstruktur für Fledermäuse. 
Für die Pflanzung der Sträucher werden ausschließlich standortheimische, regionaltypische Ge-
hölze verwendet. Diese ziehen eine deutlich höhere Vielfalt an Nachtfaltern, Käfern und Mücken 
an als viele Zierpflanzen. Um das Nahrungsangebot für Fledermäuse zu fördern, werden in dem 
südlichen Abschnitt mit extensiv gepflegtem blütenreichen Grünland gezielt Pflanzenarten ein-
gebracht, die ihre Blüten erst in den Abendstunden öffnen, intensiv duften und somit gezielt 
nachtaktive Insekten, vor allem Nachtschmetterlinge, anlocken. 
Die innerhalb des dauerhaften Eidechsen-Ersatzhabitats angelegten Vegetationsstrukturen - ex-
tensiv gepflegtes blütenreiches Grünland und Gehölzgruppen - ergänzen das Nahrungsangebot 
auch für andere Artengruppen (Insekten, Vögel, Fledermäuse) und können den Verlust der bis-
herigen Grünflächen des Plangebietes (Kleingartenanlage, Wiese) zumindest anteilig ausglei-
chen. 

 
7.3.1.5  Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 

Die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische 
Vielfalt bestehen im Verlust der gesamten strukturreichen Kleingartenanlage als Lebensraum 
und Nahrungshabitat sowie im Verlust der extensiv gepflegten Wiese als (Teil)Lebensraum und 
Nahrungshabitat. 
Die artenschutzrechtliche Prüfung ergab zudem, dass das Eintreten von Verbotstatbeständen 
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG (Tötungsverbot, Störungsverbot, Zerstörung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten) nur durch spezielle Artenschutzmaßnahmen verhindert werden kann. 
Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt konnten da-
her nicht ausgeschlossen werden, so dass eine Vermeidung und Kompensation dieser Auswir-
kungen erforderlich wird. 
Bei Durchführung aller festgesetzten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind die verblei-
benden Beeinträchtigungen als gering erheblich einzuschätzen. 
 

7.3.2  Schutzgut Boden / Fläche 

7.3.2.1  Bewertung des gegenwärtigen Zustandes und Vorbelastung 

Entsprechend der Bodenkarte BK50 des LfULG stehen im Plangebiet Parabraunerde-Böden aus 
periglaziärem Kies führendem Schluff über periglaziärem Kies führendem Sand an. 
Aufgrund der Lage im Randbereich des Siedlungsgebietes und der vorhandenen Bebauung und 
Freiflächennutzung sind vor allem die Böden im östlichen Teil des Plangebietes deutlich anthro-
pogen verändert. 
Vom Baugrundinstitut Richter wurde im Februar 2026 eine aktuelle Baugrunduntersuchung 
durchgeführt, die im Mai 2026 in Vorbereitung des ersten Bauabschnitts durch eine weitere 
Baugrunduntersuchung, gleichfalls von Baugrundinstitut Richter, ergänzt wurde. 
Demnach stehen neben lokal verbreiteten Auffüllungen hauptsächlich tonige Löß- und 
Hanglehme an. Beide Bodenarten unterscheiden sich nur durch geringfügig unterschiedliche 
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Sandgehalte. Die Tone reichen in allen Bohrungen bis in Tiefen zwischen ca. 2,5 m im nordöstli-
chen und ca. 6 m im südwestlichen Teil des Plangebietes. Unterhalb der Tone stehen bis über 
die Endteufen der Bohrungen hinaus Sande pleistozänen Ursprungs an. 
Auffüllungen sind vor allem im östlichen Teil des Plangebietes im Bereich des bestehenden Fir-
mengeländes vorhanden. Sie bestehen wechselweise aus tonigem und sandigem Material und 
reichen in den Bohrungen bis in Tiefen von maximal 2,6 m. In einer der Bohrungen sind die Auf-
füllungen mit Bauschutteinlagerungen durchsetzt, wobei es sich hier möglicherweise um eine 
Art RC-Material handelt. Im Bereich des Parkplatzes der Kleingartenanlage stehen die Auffüllun-
gen über die Endteufe von 3 m hinaus an. Ab ca. 2,5 m Tiefe bestehen die Auffüllungen hier aus 
einem hausmüllähnlichen Material mit Asche und Bauschutt. 
Zur Geländeoberfläche hin wird die Schichtenfolge, je nach Lage der Bohrungen, von einer bis 
zu ca. 40 cm dicken Oberbodenschicht bzw. auf dem Firmengelände von den jeweiligen Platzbe-
festigungen überdeckt. 
Im Westteil des Plangebietes - im bisherigen Außenbereich - wurden keine Auffüllungen festge-
stellt. Hier stehen unter der ca. 40 cm dicken Oberbodenschicht die Löß- und Hanglehme an. 
Für die Bewertung des Bodens wurden als Datengrundlagen die „Bodenfunktionenkarten nach 
BK50“ und die „Bodenfunktionenkarten nach Bodenschätzung“ des LfULG verwendet. In den im 
Maßstab 1:5000 erstellten Bodenfunktionenkarten des LfULG wird das Plangebiet dem Sied-
lungsgebiet zugeordnet, so dass konkret für das Plangebiet keine Angaben vorliegen. Bei der 
Beschreibung und Bewertung der Bodenfunktionen wird daher die Bodenfunktionenkarte nach 
BK50 genutzt. 
Die natürliche Bodenfruchtbarkeit im Plangebiet wird als „hoch“ bewertet. Das Wasserspeicher-
vermögen der Böden ist „hoch“, die Filter- und Pufferfähigkeit für Schadstoffe wurde als „mittel“ 
eingestuft. 
Böden mit besonderen Standorteigenschaften, insbesondere trockene, nasse und feuchte Bö-
den, und Böden mit natur- oder kulturhistorischer Bedeutung (Archivfunktion) sind im Plange-
biet nicht vorhanden. 
Die Erosionsgefährdung der Böden durch Wind ist „sehr gering“, die Erosionsgefährdung der 
Böden durch Wasser wird als „hoch“ eingestuft. 
Hinsichtlich ihrer Vorbelastung sind die beiden Teilflächen des Plangebietes - Innen- und Außen-
bereich - unterschiedlich zu bewerten. 
Die Vorbelastung im Innenbereich ist sehr hoch. Aufgrund der Überbauung und Flächenbefesti-
gung ist der Versiegelungsanteil hoch. Die unbefestigten Flächen weisen durch Geländeanpas-
sungen und Freiflächengestaltung (Bodenabtrag und -andeckung) deutlich veränderte Boden-
verhältnisse auf. Die Böden sind überformt und beeinträchtigt. 
Die Vorbelastung im Außenbereich kann als mittel bewertet werden. Die Flächen unterlagen seit 
vielen Jahrzehnten einer gärtnerischen Nutzung und Pflege, zum größten Teil als Kleingärten, 
zum geringeren Teil als Hausgärten. Die aktuell extensiv gepflegte Wiese wurde noch 2014 als 
Kleingartenanlage genutzt; erst danach erfolgte der Abbruch dieses Teils der Kleingartenanlage. 
Die Nutzung als Kleingartenanlage hat zu Überbauungen und Flächenbefestigungen geführt. Es 
wurden Gartenlauben, überdachte Sitzplätze und Gewächshäuser errichtet sowie Wege und 
Platzflächen angelegt. Die unbefestigten Flächen unterlagen einer gärtnerischen Nutzung unter-
schiedlicher Intensität. Die Böden sind teilweise überformt und verändert. 
Es wurde geprüft, ob im bisherigen Außenbereich des Plangebietes Böden mit besonderen Funk-
tionen, insbesondere der Biotopentwicklungsfunktion, und Bereiche ohne oder mit geringen 
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anthropogenen Bodenveränderungen vorhanden sind. Bereiche mit besonderen Standorteigen-
schaften (Extremstandorte), mit geringen Grundwasserflurabständen oder mit hoher Wasser-
durchlässigkeit treten auch im bisherigen Außenbereich des Plangebietes nicht auf, so dass 
keine Böden mit hoher Eignung für die Entwicklung besonderer Biotope (Trocken- und Feucht-
biotope) betroffen sind. Ebenso sind keine Böden ohne oder mit geringen anthropogenen Bo-
denveränderungen (naturnahe Biotop- und Nutzungstypen) betroffen. 
 

7.3.2.2  Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die Kleingartenanlage mit ihren Strukturen und die 
extensiv gepflegte Wiese erhalten bleiben. 
Die gärtnerische Nutzung innerhalb der Kleingartenanlage würde mit unterschiedlicher Intensi-
tät fortgeführt. Bauliche Veränderungen (Bau neuer Lauben) und weitere Flächenbefestigungen 
wären nicht bzw. nur in sehr geringem Umfang zu erwarten, da die maximal zulässige Größe der 
Gartenlauben meist ausgeschöpft ist und für die Anlage neuer Wege kein Bedarf besteht. 
Die Wiese würde durch den Eigentümer des Gewerbeobjektes als „Bienenwiese“ weiterhin ex-
tensiv gepflegt. Diese extensive Mahdnutzung stellt eine bodenschonende Bewirtschaftung dar 
und bewirkt einen Erhalt der Bodenfunktionen. 

 
7.3.2.3  Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

baubedingt 
Durch die Anlage von Zufahrten, Baustelleneinrichtungen und Lagerflächen kommt es zum Ab-
trag und zur Umlagerung von Oberboden, zu erheblichem Bodenauf- und -abtrag für die Her-
stellung der neuen Geländehöhen (Überwindung des Höhenunterschiedes im Gelände), zu Stö-
rungen des Bodengefüges, zu Bodenverdichtungen durch Befahrung mit schweren Baufahrzeu-
gen sowie zu temporären Befestigungen für die Baustelleneinrichtung und temporäre Stell-
plätze. Betroffen ist im ersten Bauabschnitt eine maximale (Boden-)Fläche von ca. 6.500 m². 

anlagebedingt 
Aufgrund der Planung als Mischgebiet mit Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 wird vor allem im 
bisherigen Außenbereich des Plangebietes eine umfangreiche Neuversiegelung von Flächen er-
möglicht, während eine Neuversiegelung im Innenbereich nur noch beschränkt möglich ist. 
Im festgesetzten Mischgebiet können somit 60% des Baugrundstücks von baulichen Anlagen im 
Sinne von § 19 Abs. 4 BauNVO überdeckt werden. Des Weiteren darf die zulässige Grundfläche 
durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen (Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten) bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch 
bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8. Damit können bis zu 80% des Baugrundstücks versiegelt 
werden. 
Für die beiden unterschiedlich genutzten Teilflächen 
- Teilfläche 1 - Gewerbestandort, anteilig Flurstücke 88 und 329 der Gemarkung Großpostwitz 
- Teilfläche 2 - Wohnbebauung, anteilig Flurstücke 88/1 und 88/4 der Gemarkung Großpost-

witz 
ergibt sich im bisherigen Außenbereich folgende zulässige Neuversiegelung durch Bebauung und 
Flächenbefestigung: 

Mischgebiet mit GRZ 0,6 Teilfläche 1 Teilfläche 2 Erläuterung 

Fläche gesamt  7.508 m² 283 m²  
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davon überbaubare Fläche 
(60 %) 
 

4.504 m² 170 m² Anteil des Baugrundstücks, der von bau-
lichen Anlagen überdeckt werden darf 
(Bebauung, Garagen, Stellplätze und Zu-
fahrten, Nebenanlagen nach § 14 
BauNVO, bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche) 

davon zusätzlich versiegel-
bare Flächen (20%) 

1.502 m² 57 m² 
20% zusätzlich befestigte Flächen 
für Stellplätze und Zufahrten 

zulässige Neuversieglung von 
Flächen durch Bebauung und 
Flächenbefestigung im bishe-
rigen Außenbereich gesamt 

6.006 m² 227 m² 

 

 
Demgegenüber steht eine Flächen- Entsiegelung von insgesamt 1.118 m² im Außenbereich, die 
folgenden Teilflächen umfasst: 
- 452 m² Abbruch der Kleingartenlauben 
- 538 m² Rückbau wasserdurchlässig befestigter Wege in der Kleingartenanlage 
- 128 m² anteiliger Rückbau bisheriger Stellplätze des gewerblichen Unternehmens 
Die Neuversiegelung beläuft sich damit insgesamt auf 5.114 m². 
Auf den neu versiegelten Flächen tritt ein vollständiger Verlust der natürlichen Bodenfunktio-
nen (natürliche Bodenfruchtbarkeit, Wasserspeicher, Filter- und Pufferfunktion, Lebensraum 
für Fauna und Flora) ein. 

betriebsbedingt 
Betriebsbedingt ergeben sich keine Auswirkungen auf den Boden. 

 
7.3.2.4  Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Zum Schutz des Oberbodens erfolgen ein getrennter Abtrag von Ober- und Unterboden, eine 
fachgerechte Zwischenlagerung des Oberbodens in flachen Mieten bis maximal 2 m Höhe mit 
Schutz vor Verdichtung und Vernässung gemäß DIN 18915 und die anteilige Wiederverwendung 
des Oberbodens zur Andeckung auf den Grünflächen im Plangebiet. 
Die Oberbodenmieten dürfen nicht verdichtet und nicht befahren werden oder als Lagerflächen 
genutzt werden. Beim Herstellen der Bodenmieten ist das Bodengefüge zu schonen, z.B. durch 
den Einsatz nicht schiebender Geräte. 
Bei einer Lagerungsdauer von über zwei Monaten ist unmittelbar nach Herstellung der Miete 
zur Vermeidung von Vernässung, Erosion und zum Schutz gegen unerwünschten Aufwuchs eine 
Zwischenbegrünung vorzusehen. Es sind Saatgutmischungen mit tiefwurzelnden, wasserzehren-
den und gegebenenfalls winterharten Pflanzen zu verwenden, z. B. Luzerne, Roggen, Lupine, 
Ölrettich, Senf. 
Gemäß dem Entsiegelungserlass des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirt-
schaft (2009) und der Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im 
Freistaat Sachsen (SMUL 2009) ist für Neuversiegelungen stets prioritär der Ausgleich durch Ent-
siegelungs- und Abrissmaßnahmen zu prüfen. 
Entsprechende Möglichkeiten wurden durch den Planungsträger in der Gemeinde Großpostwitz 
und beim Staatsbetrieb Sächsisches Immobilien- und Baumanagement Geschäftsbereich Zent-
rales Flächenmanagement Sachsen (ZFM), Ökoflächenagentur Sachsen, geprüft. 
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Für den funktionalen Ausgleich der Neuversiegelung durch Entsiegelungs- oder Abbruchmaß-
nahmen bestehen nach Prüfung durch die Gemeindeverwaltung innerhalb der Gemeinde Groß-
postwitz keine Möglichkeiten. 
Die Prüfung vorhandener Ökokontomaßnahmen im Landkreis Bautzen durch das ZFM ergab, 
dass derzeit nur noch ein geringer Teil einer Entsiegelungsmaßnahme als Ökokontomaßnahme 
zur Verfügung steht. Es handelt sich um die Maßnahme „Biotopvernetzung Gemarkung Haus-
dorf Komplex 10“. Sie beinhaltet den Rückbau einer ehemaligen Stallanlage (Abbruch der noch 
vorhandenen Hochbauten, Entsiegelung der Bodenplatte) und die anschließende Anlage einer 
Streuobstwiese. 
Sofern keine Flächen für eine Entsiegelung zur Verfügung stehen, stellt die Umwandlung von 
intensiv genutztem Acker in Extensivgrünland gemäß der Handlungsempfehlung zur Bewertung 
und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen (SMUL 2009) Anlage A 15 eine geeignete 
Kompensationsmaßnahme dar, mit der die Boden-Teilfunktionen Filter-, Puffer-, Regler- und 
Speicherfunktion sowie die Lebensraumfunktion für bodenlebende Organismen aufgewertet 
werden können. 

Die dem Bebauungsplan als Kompensation anteilig zugeordnete Ökokontomaßnahme „Anlage 
Streuobstwiese Apfelscheune Cannewitz“ beinhaltet die Umwandlung von intensiv genutztem 
Acker (Ausgangsbiotop) in Extensivgrünland als Unterwuchs der Streuobstwiese (Zielbiotop 
Streuobstwiese mit extensiver Nutzungsform). 
Mit der Nutzungsänderung und -extensivierung auf der bislang ackerbaulich genutzten Teilflä-
che des Flurstücks 143 der Gemarkung Cannewitz wurde eine bodenverbessernde Maßnahme 
durchgeführt. Die bisherige intensive ackerbauliche Nutzung der Fläche, die mit Monokulturen 
und engen Fruchtfolgen gearbeitet und stark chemisch und mechanisch in den Boden eingegrif-
fen hat, bewirkte eine Verarmung und Schädigung der im Boden lebenden Organismen (Eda-
phon). Neben den mechanischen Bodenbearbeitungsmaßnahmen und den damit verbundenen 
Bodenbelastungen führte auch der Einsatz von Pestiziden zu erheblichen Belastungen des Bo-
dens und der Bodenorganismen. Mit der Umwandlung der intensiv genutzten Ackerfläche in 
extensiv genutztes Grünland entfallen die o.g. negativen Auswirkungen auf den Boden. Es 
kommt zu einer Regeneration der Bodenfauna und zur Humusmehrung im Boden. 

Auch die aus der Ökokontomaßnahme „Biotopvernetzung Gemarkung Hausdorf Komplex 4- 12“ 
noch verfügbaren und dem Bebauungsplan als Kompensation zugeordneten Anteile der Maß-
nahme beinhalten u.a. die Umwandlung von Acker zu Dauergrünland, das extensiv durch eine 
maximal 2-malige Nutzung (Mahd, Beweidung) unter Verzicht auf den Einsatz von Düngemitteln 
und synthetischen Pflanzenschutzmitteln bewirtschaftet wird. Mit der Nutzungsänderung und -
extensivierung wurde auch in diesem Fall eine bodenverbessernde Maßnahme durchgeführt, 
die zu einer Aufwertung der Lebensraumfunktion für bodenlebende Organismen geführt hat. 
 

7.3.2.5  Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 

Bei Einhaltung aller Vermeidungsmaßnahmen (Bodenschutzmaßnahmen) während der Bau-
durchführung können die baubedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Boden geringgehalten 
werden. 
Bei den anlagebedingten Auswirkungen ist eine mittlere Erheblichkeit durch die deutliche Zu-
nahme der Flächenversiegelung gegeben. Ein funktional gleichartiger Ausgleich der Neuversie-
gelung durch entsprechende Entsiegelungs- oder Abrissmaßnahmen kann aufgrund des Fehlens 
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geeigneter Flächen nur in geringem Umfang und nicht innerhalb des Gemeindegebietes erfol-
gen. 
Da die Kompensation des Eingriffes aufgrund fehlender Flächenverfügbarkeit für Kompensati-
onsmaßnahmen im Gemeindegebiet nur durch die Zuordnung von Ökokontomaßnahmen mög-
lich ist, wurde vorrangig nach Ökokontomaßnahmen recherchiert, die Gebäudeabbruch und/o-
der Flächenentsiegelungen beinhalten. Die Verfügbarkeit derartiger Maßnahmen im Landkreis 
Bautzen ist gering, so dass dem Eingriff in das Schutzgut Boden auch nur ein geringer funktional 
gleichartiger Ausgleich zugeordnet werden konnte. 
Die übrigen dem Vorhaben zugeordneten Ökokontomaßnahmen beinhalten jedoch bodenver-
bessernde Maßnahmen, die zu einer deutlichen Aufwertung von Teilfunktionen des Bodens füh-
ren. 
In der Gesamtbewertung unter Einbeziehung der an anderer Stelle im Landkreis Bautzen durch-
geführten Entsiegelungs- und bodenverbessernden Maßnahmen sind die verbleibenden Beein-
trächtigungen als gering bis mäßig erheblich einzuschätzen. 
 

7.3.3  Schutzgut Wasser 
7.3.3.1  Bewertung des gegenwärtigen Zustandes und Vorbelastung 

Natürliche Quellen und Fließgewässer sowie Stillgewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Überschwemmungsgebieten und Trinkwasser-
schutzzonen. 
Werte und Funktionen besonderer Bedeutung sind für das Schutzgut Wasser nicht vorhanden. 
Die Grundwasserneubildungsrate liegt im Gebiet zwischen 150 und 175 mm/Jahr (GWNViewer 
des LfULG) und ist damit als „mittel“ zu bewerten. 
Vom Baugrundinstitut Richter wurde im Februar 2026 eine aktuelle Baugrunduntersuchung 
durchgeführt, die im Mai 2026 in Vorbereitung des ersten Bauabschnitts durch eine weitere 
Baugrunduntersuchung, gleichfalls von Baugrundinstitut Richter, ergänzt wurde. Bei den Boh-
rungen wurde kein Grund- oder Schichtwasser angetroffen. Der maximal zu erwartende Grund-
wasserstand liegt somit unterhalb eines Niveaus von 239,0 m ü. NHN. 
Nach dem Geodatenarchiv bilden unterhalb der weichselkaltzeitlichen Gehänge- / Lößlehme 
glazifluviatile bis fluviatile Sande und Kiese einen Porenwassergrundwasserleiter, für den sich 
anhand der langjährigen Grundwasserganglinie der Staatlichen Messstelle "Großpostwitz" 
(MKZ: 48520395) der höchste mittlere Grundwasserstand mit 236,96 m NHN ableiten lässt. 
Durch den hohen Grundwasserflurabstand und die Mächtigkeit der bindigen Schichten ist die 
Geschütztheit des Porenwassergrundwasserleiters hoch. 
Vom Baugrundinstitut Richter wurde geprüft, ob für eine gezielte Versickerung von Oberflächen- 
oder Niederschlagswasser im Plangebiet geeignete Verhältnisse vorliegen. Als Böden mit den 
noch größten Durchlässigkeiten sind nur die unterhalb eines Niveaus von 240 m NHN angetroffe-
nen Sande zu betrachten. Abgeleitet vom Kornspektrum ist diesen Böden eine Durchlässigkeit 
von kf ~ 1... 5 . 10-6 m/s zuzuordnen, die im unteren Grenzbereich der Bandbreite für versicke-
rungsfähige Böden liegt. Die Durchlässigkeit der darüber anstehenden lehmig-tonigen Böden 
liegt mit kf < 5 . 10-8 m/s deutlich darunter. Im Plangebiet liegen demnach ungünstige Verhält-
nisse für die Versickerung von Oberflächen- oder Niederschlagswasser vor. 
Gegenwärtig wird das von den Dachflächen der Wohn- und Gewerbegebäude sowie das von den 
befestigten Parkplatzflächen des Gewerbebetriebes anfallende Niederschlagswasser in den Re-
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genwasserkanal eingeleitet. Das in der Kleingartenanlage von den Dachflächen anfallende Nie-
derschlagswasser wird anteilig zur Gartenbewässerung genutzt und versickert ansonsten im Ge-
lände. Das im Bereich der Gärten und der Wiese anfallende Niederschlagswasser versickert vor 
Ort. 

Vorbelastungen des Schutzgutes Wasser sind nicht vorhanden. 
 
7.3.3.2  Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ändern sich die örtlichen Verhältnisse von Wasserableitung 
und -versickerung nicht. Die Ableitung in den Regenwasserkanal beschränkt sich weiterhin auf 
das von den Dachflächen der Wohn- und Gewerbegebäude und den befestigten Parkplatzflä-
chen des Gewerbebetriebes anfallende Niederschlagswasser. 
Das übrige Niederschlagswasser versickert weiterhin innerhalb des Plangebietes. 
 

7.3.3.3  Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

baubedingt 
Durch den hohen Grundwasserflurabstand und die Mächtigkeit der bindigen Schichten ist ein 
ausreichender Schutz des Porenwassergrundwasserleiters gegeben. Baubedingte Verunreini-
gungen und Schadstoffeinträge werden zudem durch die Einhaltung geltender gesetzlicher Vor-
schriften zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen verhindert. 

anlagebedingt 
Mit der Überbebauung und Versiegelung von Flächen geht deren potenzielle Bedeutung für die 
Grundwasserneubildung verloren. 
Der Oberflächenabfluss wird durch die zulässige Neuversiegelung von 5.114 m² Fläche erhöht. 
Die bisherige breitflächige Versickerung des Niederschlagswassers im Außenbereich ist nicht 
mehr möglich. 
Eine Rückhaltung und Versickerung des von den überbauten und befestigten Flächen anfallen-
den Niederschlagswassers ist nicht geplant. Es wird vollständig in die Regenwasserkanalisation 
abgeleitet. Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist künftig nur noch im Bereich des Er-
satzhabitats, im Grünstreifen entlang der ehemaligen Bahnstrecke, in den Grünflächen inner-
halb des Gewerbeobjektes und in den Hausgärten der Wohnbebauung möglich. 

betriebsbedingt 
Betriebsbedingte Schadstoffeinträge in das Grundwasser sind nicht erwarten 

 
7.3.3.4  Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Es wurde festgesetzt, dass Wege, Ein- und Ausfahrtsbereiche, Flächen für die Feuerwehr, of-
fene Stellplätze und sonstige befestigte Flächen mit wasserdurchlässigem Aufbau und Belägen 
herzustellen sind (z. B. Schotterrasen, wassergebundene Decke oder Pflasterdecke mit durch-
lässigen breiten Fugen, ohne Betonunterbau). Diese Maßnahme dient der Minderung der Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Wasser. 

 
7.3.3.5  Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 

Hinsichtlich des Schutzgutes Wasser ist eine mäßige Erheblichkeit durch die Überbebauung und 
Versiegelung von Flächen, den damit verbundenen Verlust der Versickerung von Niederschlags-
wasser und die lokale Reduzierung der Grundwasserneubildung gegeben. 
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7.3.4  Schutzgut Klima und Luft 

7.3.4.1  Bewertung des gegenwärtigen Zustandes und Vorbelastung 

Großpostwitz liegt im nördlichen Randbereich des Naturraums „Oberlausitzer Bergland“. Klima-
tisch gehört das Oberlausitzer Bergland zum östlichen Bereich des Binnenlandklimas. 
Bedingt durch die Geomorphologie des Gebietes gibt es stärkere mesoklimatische Unterschiede. 
Die Höhen des Berglandes sind kühl, die Talmulden thermisch begünstigt. Das Spreetal besitzt 
ein deutlich wärmeres und trockeneres Klima als die höheren Berglagen. Die Jahresmitteltem-
peratur liegt im Spreetal bei 8,0-8,5°C, in den Berglagen bei 7,0-8,0°C. Hier wird der Einfluss des 
Hügellandklimas spürbar, das im Bereich des Spreetales weit in das Bergland hineinreicht. Diese 
Situation ergibt für die Täler eine 10 bis 15 Tage längere Vegetationsperiode. Der nördliche Teil 
des Gemeindegebietes wird bereits vom Klima des Oberlausitzer Gefildes beeinflusst, das zu den 
sommerwärmsten Gebieten im Süden Sachsens gehört. 
Die durchschnittliche jährliche Niederschlagsmenge liegt zwischen 600 und 650 mm. 
Im Gebiet herrschen Winde aus südwestlicher, westlicher und südlicher Richtung vor. Im Som-
merhalbjahr überwiegen die Winde aus westlicher Richtung, im Winterhalbjahr sind Südwinde 
häufig. 
Frischluft- und Kaltluftentstehungsgebiete (Waldbestände, größere Offenlandflächen) sind im 
Plangebiet nicht vorhanden. Für den klimatischen Ausgleich (bioklimatische Ausgleichsfunktion) 
besitzt das Plangebiet keine Bedeutung, da weder eine signifikante Frisch- oder Kaltluftentste-
hung zu verzeichnen ist noch eine Kalt- bzw. Frischluftzufuhr in Lasträume (stark verdichtete 
Siedlungsräume) erfolgt. 
Ausgeprägte Siedlungsklimate oder starke industrielle Emittenten kommen im Plangebiet und 
dessen Umfeld nicht vor. Das Plangebiet weist aktuell einen hohen Grünflächenanteil im Außen-
bereich auf und ist in das dörfliche Siedlungsgebiet mit hohem Grünflächenanteil eingebettet. 
Ungünstige Auswirkungen auf das Kleinklima, insbesondere durch eine hohe Aufheizung befes-
tigter Flächen und die Rückstrahlwirkung von Gebäuden, bestehen dadurch nicht. 
Vorbelastungen des Schutzgutes Klima und Luft sind nicht vorhanden. 

 
7.3.4.2  Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Der hohe Grünflächenanteil des Plangebietes im Außenbereich würde bei Nichtdurchführung 
der Planung erhalten bleiben. Aufgrund der Verdunstungswirkung der Gehölze in den Gärten 
und den hohen Anteil an Vegetationsflächen (Beete, Rabatten, Rasen, Wiese) bleiben die güns-
tigen Wirkungen für das Kleinklima erhalten. 

 
7.3.4.3  Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

baubedingt 
Baubedingte Beeinträchtigungen des Lokalklimas ergeben sich durch das erhöhte Verkehrsauf-
kommen während der Baudurchführung verbunden mit Abgasimmissionen und Staubentwick-
lung. 

anlagebedingt 
Durch die Beseitigung der Wiese sowie der Kleingartenanlage mit ihren Gehölzen und Vegetati-
onsbeständen geht die lokale Verdunstungs- und Kühlwirkung der betroffenen Flächen verloren. 
Statt dessen kommt es bei einer Realisierung der zulässigen Neuversiegelung von 5.114 m² Flä-
che im Außenbereich zu einer deutlichen Zunahme von Flächen mit stärkerer Aufheizung und 
vermindertem Verdunstungspotenzial. 
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betriebsbedingt 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Lokalklimas und der Luftqualität, insbesondere durch 
Abgasimmissionen der gewerblichen Nutzung, sind nicht zu erwarten. 
 

7.3.4.4  Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Aufgrund des notwendigen Flächenbedarfs für die künftige Entwicklung des Gewerbebetriebes 
ist das Belassen eines höheren Grünflächenanteils im Plangebiet nicht möglich. 
Zur Minderung der Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft tragen die Sicherung von 
Vegetationsflächen im westlichen Randbereich des Plangebietes bei (Flächen von Ersatzhabitat 
und Grünstreifen) sowie die Festsetzungen zur Begrünung nicht überbauter Grundstücksflächen 
bei. 

 
7.3.4.5  Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 

Die Auswirkungen der zulässigen Überbauung und Versiegelung sind aufgrund der Einbettung 
des Plangebietes in das stark durchgrünte Siedlungsgebiet und die fehlenden klimatisch-lufthy-
gienischen Ausgleichsfunktionen eher gering. Die ungünstigen lokalen Effekte wie die hohe Auf-
heizung der befestigten Flächen und die Rückstrahlwirkung der Gebäude bleiben lokal be-
schränkt und haben keine Auswirkungen auf die weitere Umgebung. 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft sind daher als gering erheblich einzuschät-
zen. 
 

7.3.5  Schutzgut Landschafts- und Ortsbild sowie Erholung 

7.3.5.1  Bewertung des gegenwärtigen Zustandes und Vorbelastung 

Das Landschafts- und Ortsbild wird im Plangebiet durch zwei unterschiedliche Bereiche be-
stimmt. 
Der zum Innenbereich gehörende Teil des Plangebietes an der Oberlausitzer Straße wird durch 
die vorhandene dreigeschossige Bebauung des Gewerbebetriebes einschließlich der zugehöri-
gen Parkplatzflächen sowie durch drei zweigeschossige Wohngebäude geprägt. 
Dieser Bereich ist baulich überformt und weist keine historischen Siedlungsstrukturen auf. Es 
sind weder straßenbegleitende Baumpflanzungen noch andere landschafts- und ortsbildprä-
gende Gehölze vorhanden. 
Der bisher zum Außenbereich gehörende Teil des Plangebietes wird durch Grünflächen geprägt, 
die für Ortsrandbereiche typisch sind. Die Kleingartenanlage mit ihrem Gehölzbestand gehört 
ebenso dazu wie die Wiese mittleren Bereich. Diese Grünflächen vermitteln zwischen dem be-
bauten Bereich an der Oberlausitzer Straße und dem Gehölzstreifen an der stillgelegten Bahn-
strecke, der ein markantes landschaftsbildprägendes Element bildet. Der Gehölzstreifen an der 
Bahnstrecke bewirkt zudem eine gute Einbindung des bebauten Siedlungsgebietes in die Land-
schaft. Mehrgeschossige Gebäude wie das Verwaltungsgebäude des Gewerbebetriebes an der 
Oberlausitzer Straße werden von den Bäumen teilweise abgeschirmt, so dass wichtige Blickbe-
ziehungen im Landschaftsschutzgebiet, vor allem vom Aussichtspunkt Sonnenberg, nicht erheb-
lich beeinträchtigt werden. 
Für die landschaftsgebundene Erholung ist das Plangebiet nicht von Bedeutung. Vorhandene 
Rad- und Wanderwege werden vom Vorhaben nicht berührt. 
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7.3.5.2  Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist mittelfristig von keiner erheblichen Änderung des Land-
schafts- und Ortsbildes im Plangebiet auszugehen. 
Die Bedeutung dieses Bereiches für die landschaftsgebundene Erholung kann sich kurz- bis mit-
telfristig ändern. Von der Gemeinde Großpostwitz wurden die Grundstücke der stillgelegten 
Löbauer Bahnstrecke erworben, um den zwischen Löbau und Halbendorf bereits hergestellten 
Bahnradweg bis Großpostwitz fortsetzen zu können. Für den Abschnitt zwischen Großpostwitz 
und Halbendorf liegt eine abgeschlossene Entwurfsplanung vor. In dieser Planung beginnt der 
Radweg auf der stillgelegten Bahnstrecke östlich der Oberlausitzer Straße (Flurstück 370/5 der 
Gemarkung Großpostwitz). Perspektivisch ist damit eine Anbindung des Bahnradweges an die 
Oberlausitzer Straße vorstellbar. Diese Anbindung würde das Plangebiet tangieren und dessen 
randliche Frequentierung durch Erholungssuchende erhöhen. 

 
7.3.5.3  Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

baubedingt 
Baubedingt ergeben sich temporäre Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild durch die 
Veränderung des Geländes zur Überwindung des Höhenunterschiedes sowie durch umfangrei-
che Bodenzwischenlager und Oberbodenmieten während der Baudurchführung. 

anlagebedingt 
Bei Durchführung des Vorhabens werden die Grünflächen (Kleingartenanlage, Wiese) zwischen 
dem bebauten Bereich an der Oberlausitzer Straße und dem Gehölzstreifen an der stillgelegten 
Bahnstrecke vollständig beseitigt. Die Siedlungsfläche wird erweitert. Damit verbunden ist eine 
lokale Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes und des bisherigen siedlungstypischen Orts-
randes mit hohem Grünflächenanteil. 
 
Der im ersten Bauabschnitt geplante Büroneubau ist vor allem von der Oberlausitzer Straße und 
von der Schrebergasse einsehbar. Aus nördlicher Richtung wird der Büroneubau durch die 
Wohnbebauung an der Oberlausitzer Straße teilweise abgeschirmt. Im Süden fehlt eine wirk-
same Abschirmung; der dreigeschossige Büroneubau ist von der Straße aus sichtbar und wirkt 
sich auf das Ortsbild aus. Allerdings besteht in diesem Teil des Ortes bereits eine Vorbelastung 
durch die Gewerbeeinheiten auf der gegenüberliegenden Straßenseite. Das Ortsbild wird in die-
sem Bereich bereits durch Gewerbebauten geprägt. Ein besonders schützenswertes historisches 
Ortsbild ist an diesem Standort nicht vorhanden.  
Die Abschirmung der Blickbeziehung von der Wohnbebauung an der Schrebergasse zum Büro-
neubau ist unzureichend. Aufgrund der zulässigen Höhe der Gebäude werden bisherige Blickbe-
ziehungen in lokalem Maßstab eingeschränkt.  
Wichtige Blickbeziehungen im Landschaftsschutzgebiet, vor allem vom Aussichtspunkt Sonnen-
berg, werden nicht erheblich beeinträchtigt, solange der Gehölzstreifen an der stillgelegten 
Bahnstrecke als wirksamer Sichtschutz erhalten bleibt. Im östlichen Teil des Plangebietes zuläs-
sige bauliche Anlagen mit drei Vollgeschossen werden von den Gehölzen teilweise abgeschirmt; 
ihre Fernwirkung wird deutlich gemindert. 
Anlagebedingte Auswirkungen auf aktuell bzw. potenziell für die landschaftsgebundene Erho-
lung bzw. Naherholung verfügbare Flächen ergeben sich nicht. Die Umsetzung des Vorhabens 
„Radweg zwischen Großpostwitz und Halbendorf“ auf der stillgelegten Bahnstrecke wird durch 
den Bebauungsplan nicht behindert. 
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betriebsbedingt 
Betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Landschafts- und Ortsbildes sowie von betriebsbe-
dingten Beeinträchtigungen von Flächen, die der landschaftsgebundenen Erholung dienen, sind 
nicht zu erwarten. 

 
7.3.5.4  Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Um das gewachsene Ortsbild zu erhalten, sind im östlichen straßennahen Teil des Plangebietes 
zwar bauliche Anlagen mit drei Vollgeschossen zulässig, das oberste Vollgeschoss ist jedoch - 
wie bei den Bestandsgebäuden - als Dachgeschoss mit Sattel- oder Walmdach auszubilden. Im 
mittleren und westlichen Teil des Plangebietes sind bauliche Anlagen mit Flachdach zulässig, es 
wird jedoch in dem nach Westen/Nordwesten hin deutlich ansteigenden Grundstücksteil die 
Anzahl möglicher Vollgeschosse durch die o.g. Festsetzung der maximalen Höhe baulicher Anla-
gen reduziert. 
Dem Gehölzstreifen an der stillgelegten Bahnstrecke kommt eine sehr hohe Bedeutung für das 
Landschaftsbild zu. Solange er erhalten bleibt, ist eine gute Einbindung des bebauten Siedlungs-
gebietes in die Landschaft gewährleistet. 
Um die an das Plangebiet angrenzenden Gehölze der stillgelegten Bahnstrecke, insbesondere 
ihren Wurzel- und Kronenraum, dauerhaft vor Beeinträchtigungen zu schützen, wurde parallel 
zum Baumbestand ein 5 m breiter Grünstreifen festgesetzt, der mit Sträuchern zu bepflanzen 
ist. Beeinträchtigungen durch zu nahe an den Baumbestand heranrückende Bebauung und Flä-
chenbefestigung, die mit Abgrabungen, Bodenverdichtung, Versiegelung und Eingriffen die 
Baumkronen verbunden ist, werden dadurch wirksam vermieden. 
Der Landschaftsplan für die Verwaltungsgemeinschaft Großpostwitz - Obergurig (2008) weist 
entlang der Oberlausitzer Straße die Neupflanzung einer Baumreihe oder Allee als Maßnahme 
aus. Im unbebauten Abschnitt entlang der Oberlausitzer Straße nördlich des Plangebietes befin-
det sich bereits eine straßenbegleitende Baumpflanzung. Im Bebauungsplan wurden fünf stra-
ßenbegleitende Standorte für Baumpflanzungen festgesetzt, die diese Baumreihe zumindest im 
nördlichen Abschnitt des Plangebietes fortsetzen und damit den Sichtschutz zu dem geplanten 
Büroneubau des ersten Bauabschnitts verstärken. 

 
7.3.5.5  Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 

Bei Erhalt des Baumbestandes entlang der stillgelegten Bahnstraße westlich vom Plangebiet und 
Beschränkung der maximalen Höhe baulicher Anlagen können erhebliche Auswirkungen auf das 
Schutzgut Landschafts- und Ortsbild vermieden werden.   
Die im östlichen Teil des Plangebietes zulässige Bebauung mit drei Vollgeschossen wirkt sich pri-
mär auf das direkte lokale Umfeld aus und betrifft einen Bereich mit vorhandener Vorbelastung. 
Die Festsetzung zur Ausbildung des obersten Vollgeschosses der straßennahen Gebäude als 
Dachgeschoss mit Sattel- oder Walmdach erhält das gewachsene Ortsbild. 
Flächen für die landschaftsgebundene Erholung sind vom Vorhaben nicht direkt betroffen. 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschafts- und Ortsbild sowie landschaftsgebundene 
Erholung können deshalb insgesamt als gering erheblich bewertet werden. 

 
7.3.6  Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
7.3.6.1  Bewertung des gegenwärtigen Zustandes und Vorbelastung 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Kulturdenkmale oder sonstige Sachgüter vorhanden. 
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7.3.6.2  Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 

Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter. 
 
7.3.7  Schutzgut Mensch 
7.3.7.1  Bewertung des gegenwärtigen Zustandes und Vorbelastung 

Auf den Planbereich wirken insbesondere die Immissionen und verkehrsbedingten Luftschad-
stoffbelastungen des Straßenverkehrs der Staatsstraße S 116 (Oberlausitzer Straße). 
Das Plangebiet weist bereits eine deutliche Vorbelastung durch Verkehrslärm auf. Anhand der 
Verkehrszähldaten von 2021 (DTV 7400 mit 7 % Lkw-Anteil) kann es durch den Straßenverkehr 
an der der Baugrenze (ca. 10 Meter Abstand zur Straßenmitte) zu Geräuschimmissionen mit Be-
urteilungspegeln tags von ca. 67 dB(A) und nachts von ca. 59 dB(A) kommen. Die Grenzwerte 
der 16. BImSchV Verkehrslärmschutzverordnung tags 64 dB(A) und nachts 54 dB(A) werden 
deutlich überschritten. Damit sind die Orientierungswerte der DIN 18005 Schallschutz im Städ-
tebau tags 60 dB(A) und nachts 50 dB(A) ebenfalls überschritten. 
Relevante Lärmbelastungen aus Gewerbelärm liegen nicht vor. Wesentliche störende Gewerbe-
geräusche bestehen nicht. 

 
7.3.7.2  Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt die Vorbelastung durch den Verkehrslärm an der 
Staatsstraße S 116 bestehen. Eine signifikante Änderung des Straßenverkehrs auf der Oberlau-
sitzer Straße und eine Änderung der vorhandenen gewerblichen Nutzung im Innenbereich des 
Plangebietes sind mittelfristig nicht zu erwarten. 
 

7.3.7.3  Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

baubedingt 

Während der Baudurchführung kommt es im Zusammenhang mit der Beseitigung und Errich-
tung baulicher Anlagen zu einer erhöhten Lärmbelastung durch Baulärm. 

anlagebedingt 

Anlagebedingt ergeben sich keine signifikanten Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch. 

betriebsbedingt 

Innerhalb des Planungsgebietes sind nicht wesentlich störende Gewerbenutzungen vorgesehen. 
Erheblich störende gewerbliche Nutzungen sind durch die Textfestsetzungen des Bebauungs-
plans ausgeschlossen.   

Lärmbelastungen durch Gewerbelärm, die die Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz 
im Städtebau) von tags 60 dB(A) und nachts 50 dB(A) überschreiten, sind nicht zu erwarten. 

Für die Ermittlung und Beurteilung der durch den Neubau des Bürogebäudes einschließlich Park-
platz (erster Bauabschnitt) verursachten Schallimmissionen wurde eine aktuelle Schallimmissi-
onsprognose nach TA Lärm angefertigt (GICON 2026). 

Innerhalb des Plangebietes existieren am Betriebsstandort des Gewerbebetriebes derzeit zwei 
ebenerdige Parkplätze mit 22 Stellplätzen bzw. 3 Stellplätzen. Für das geplante Bürogebäude ist 
ein zusätzlicher ebenerdiger Parkplatz mit 95 Stellplätzen vorgesehen. Hinzu kommt der auf dem 
Betriebsgelände stattfindende Fahrverkehr von Pkw und Transportern. 
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Auf dem Dach des Bürogebäudes ist zudem die Aufstellung einer Lüftungsanlage und einer 
Klimaanlage für den Serverraum vorgesehen. 

Als nächstgelegene schutzbedürftige Bebauungen wurden die Wohnbebauung Oberlausitzer 
Straße 22A, 22 und 24 sowie Schrebergasse 7 und 9 berücksichtigt. 

Das schalltechnische Gutachten auf Basis einer detaillierten Schallimmissionsprognose nach TA 
Lärm erbrachte den Nachweis, dass die Anforderungen hinsichtlich des Schallimmissionsschut-
zes eingehalten werden. Die Beurteilungspegel unterschreiten die an den o.g. Immissionsorten 
(Wohnbebauung) für die jeweilige Gebietseinordnung gemäß Nr. 6.1 TA Lärm geltenden Immis-
sionsrichtwerte in der Tageszeit um mindestens 15 dB(A) und in der Nachtzeit um mindestens 
21 dB(A). Die Immissionsorte befinden sich somit nicht im Einwirkungsbereich des Vorhabens. 
Die an allen Immissionsorten für kurzzeitige Geräuschspitzen (Maximalpegel) geltenden Immis-
sionsrichtwerte werden stets eingehalten. 

 
7.3.7.4  Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Die baubedingten Auswirkungen lassen sich durch die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften 

mindern. Baustellen sind nach § 22 BImSchG so zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkun-
gen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik verhinderbar sind, und dass nach dem 
Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß be-
schränkt werden. Die Verwaltungsvorschrift Baulärm (AvwV Baulärm) gibt Immissionsrichtwerte 
je nach Gebietsart vor. Werden diese überschritten, ist von schädlichen Umwelteinwirkungen 
im Umfeld der Baustelle auszugehen. Die Bauausführenden haben die Pflicht, beim Betrieb von 
Baumaschinen auf die Einhaltung der Richtwerte zu achten. Lärmintensive, zu erheblichen Nach-
barschaftsbelästigungen führende Bauarbeiten sind in der Nachtzeit von 20 Uhr bis 7 Uhr grund-
sätzlich nicht zulässig. 

Die Umsetzung des Bebauungsplanes würde keine zusätzlichen, über die derzeitige Belastung 
hinausgehende Verkehrsgeräusche nach sich ziehen. Zur Minderung der bestehenden Vorbelas-
tung durch die den Straßenverkehr der östlich im/am Plangebiet verlaufenden Staatsstraße S 
116 wurden in den Bebauungsplan Festsetzungen zum Schallschutz für Gebäude und für passive 
Schallschutzmaßnahmen aufgenommen. 
 

7.3.7.5  Bewertung der Auswirkungen auf das Schutzgut 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind als gering erheblich einzuschätzen. 
 

7.3.8  Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 
Wechselwirkungen und Querbezüge zwischen den Schutzgütern sind sowohl bei der Aufstellung 
von umweltbezogenen Zielen als auch bei der Beurteilung der Folgen von Beeinträchtigungen 
zu betrachten, um sekundäre Effekte und Summationswirkungen erkennen und bewerten zu 
können. 
Im Plangebiet sind vor allem durch die Überbauung und Flächenversiegelung Wechselwirkungen 
mit anderen Schutzgütern zu erwarten. Die Bodenversiegelung führt zur Ableitung von Nieder-
schlagswasser, zur Reduzierung der Grundwasserneubildung und zur Erhöhung der Verduns-
tungsrate. Sie wirkt sich auf den Wasserhaushalt und damit auf das Schutzgut Wasser aus. Die 
Bodenversiegelung und Flächenbefestigung führt zudem zu einem Verlust von Lebensräumen 



Gemeinde Großpostwitz                                                 Begründung                                                                                        Juni 2026  
Vorzeitiger Bebauungsplan „Oberlausitzer Straße“   
 

46 

und zu einer Reduzierung von Nahrungshabitatflächen für Insekten, Reptilien, Vögel und Fleder-
mäuse. Es ergeben sich dadurch Wechselwirkungen mit dem Schutzgut Arten und Biotope. 

 
7.4  Planungsalternativen; Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung 

7.4.1  Grundsatz der Vermeidung und Verminderung 
Gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Be-
einträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind vermeid-
bar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne 
oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. 
Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, ist dies zu begründen. 

 
7.4.2  Geprüfte Alternativen 

Bei der Prüfung der in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten sind die Ziele 
und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu berücksichtigen (Anlage 1 zu § 2 
Abs. 4, Nr. 2 d BauGB). Demnach sind anderweitige Lösungsmöglichkeiten im Rahmen der beab-
sichtigten Planung und innerhalb des betreffenden Planungsgebietes zu prüfen. 
Grundlage des Bebauungsplans bildet der Aufstellungsbeschluss mit dem darin genannten Pla-
nungszielen: 
- Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die nachhaltige Standortsicherung 

gewerblicher Nutzung sowie der Ermöglichung von Wohnen im Sinne eines Mischgebietes 
- Festlegungen für eine dem Standort angemessene baulich-räumliche und architektonische 
- Gestaltung 
- Sicherung eines Mindestmaßes an strukturierenden Grünflächen und deren Vernetzung 

mit Grünstrukturen angrenzender Gebiete zur Aufrechterhaltung wichtiger ökologischer 
Funktionen 

- Kompensation erheblicher Eingriffe in Natur und Landschaft unter Berücksichtigung arten-
schutzrechtlicher Belange 

Im Regionalplan für die Region Oberlausitz-Niederschlesien (Fassung 2023) ist die Gemeinde 
Großpostwitz als „verdichteter Bereich im ländlichen Raum“ sowie als Gemeinde mit besonderer 
Gemeindefunktion „Gewerbe“ ausgewiesen (Karte Raumstruktur). 
Für die Gemeinde bestehen dringende Gründe in der Bestandssicherung und Schaffung bedarfs-
bezogener Entwicklungsmöglichkeiten von Gewerbebetrieben verbunden mit der Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen. 
Bei der gewerblich genutzten Fläche im Plangebiet handelt es sich um den Betriebsstandort ei-
nes mittelständischen Unternehmens für Elektrotechnik und Elektronik, bebaut mit einem Ver-
waltungsgebäude und einer Lagerhalle, umgeben von ausgedehnten Pkw-Stellflächen. 
Weitere zugehörige Betriebsflächen befinden sich auf der gegenüberliegenden Seite der Ober-
lausitzer Straße außerhalb des Plangebietes. 
Anlass der Planung ist eine beabsichtigte Erweiterung der gewerblichen Nutzung. 
Die beiden Grundstücke (Flurstücke 88 und 329 der Gemarkung Großpostwitz) befinden sich im 
Eigentum des Unternehmens. Das Flurstück 329 ist bereits überwiegend mit firmeneigenen Be-
triebsgebäuden und Pkw-Stellflächen bebaut. Das Flurstück 88 ist unmittelbar an die beste-
hende betriebliche Infrastruktur angebunden. 
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Eine bauliche Erweiterung des Unternehmens auf der gegenüberliegenden Seite der Oberlausit-
zer Straße ist nicht möglich, da dort keine freien Flächen mehr zur Verfügung stehen. Eine Ver-
lagerung der betriebsintern erforderlichen Erweiterung der gewerblichen Nutzung an einen an-
deren Standort innerhalb der Gemeinde wurde geprüft. 
In der Gemeinde Großpostwitz steht lediglich der Gewerbepark Ebendörfel mit bauordnungs-
rechtlich gewerblich nutzbaren Flächen zur Verfügung. Die dort geschaffenen Grundstücke sind 
seit Jahren komplett an private Eigentümer zur gewerblichen Nutzung verkauft.  
Der weitaus größte Teil wurde bereits überbaut bzw. ist; die Überbauung verbliebener unbebau-
ter Flächen ist kurz- bis mittelfristig vorgesehen. Insofern stehen im Gewerbepark Ebendörfel 
keine Flächen für eine Verlagerung von Teilen der gewerblichen Tätigkeit des im Plangebiet an-
sässigen Unternehmens zur Verfügung.  
Selbst wenn im Gewerbegebiet Ebendörfel die Möglichkeit des Erwerbs derzeit unbebauter Flä-
chen genutzt werden könnte, würde eine Verlagerung der Erweiterung der gewerblichen Nut-
zung bedeuten, dass logistische, funktionale und organisatorische Abläufe des Unternehmens 
dauerhaft erheblich gestört würden, so dass eine zukunftsfähige Betriebsentwicklung stark ge-
fährdet wäre.  Die vorhandenen Betriebsgebäude an der Oberlausitzer Straße werden weiterhin 
betrieblich genutzt. Eine Teilung der Betriebsprozesse auf mehrere räumlich getrennte Stand-
orte wäre wirtschaftlich nicht zumutbar und würde zudem zu ineffizienten Arbeitsabläufen, er-
höhtem Fahrzeugverkehr zwischen den Standorten und unnötigem Flächenverbrauch führen. 
Daher sind im Sinne der Standortsicherung sowie zur Schaffung und zum Erhalt von Arbeitsplät-
zen für das Unternehmen ausschließlich die eigenen Flächen nutzbar.   
Die im Plangebiet ausgewiesenen Mischgebietsflächen stellen die einzige und letzte räumliche 
Entwicklungsreserve des Unternehmens dar. Aus diesem Grund soll im Bebauungsplan die nach 
§ 17 BauNVO maximal zulässige Grundflächenzahl für das Mischgebiet festgesetzt werden. 
Ebenso soll die nach § 19 Abs. 4 BauNVO mögliche Überschreitung der zulässigen Grundfläche 
durch Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 
nicht eingeschränkt werden. Nur so kann das Unternehmen flexibel auf zukünftige Marktanfor-
derungen, neue Technologien oder nötige Produktionserweiterungen reagieren, ohne sofort an 
räumliche Grenzen zu stoßen. Eine geringere Ausnutzung der Fläche würde die langfristigen Ent-
wicklungsmöglichkeiten des Unternehmens vorzeitig abschneiden und den Standort blockieren. 
Die maximale Ausnutzung schafft somit eine dauerhafte Perspektive für die nächsten Jahrzehnte 
an diesem festen Standort. Sie verhindert, dass das Unternehmen in Zukunft für jeden weiteren 
Entwicklungsschritt ein neues, aufwendiges Planungsverfahren starten muss oder zu einer un-
wirtschaftlichen Aufteilung des Betriebes gezwungen wird. 
Die maximale Festsetzung der Bebaubarkeit im Bebauungsplan folgt somit dem städtebaulichen 
Grundsatz, bestehende Flächenpotenziale konsequent auszunutzen und verhindert zukünftige, 
erneute Planungsverfahren. 
Für eine künftige Erweiterung des Unternehmens stehen zudem nur die im Plangebiet ausge-
wiesenen Flächen zur Verfügung. Im Westen ist durch die ehemalige Bahnstrecke, die sich in-
zwischen zu einer wichtigen Grünstruktur mit hoher Bedeutung für den Artenschutz entwickelt 
hat, und im Süden durch die Wohnbebauung an der Schrebergasse keine Entwicklungsmöglich-
keit mehr gegeben. Im Norden plant die Gemeinde Großpostwitz das Wohngebiet „Am Sonnen-
berg“. Angrenzende Wohnbebauung und gewerbliche Nutzung anderer Eigentümer auf der ge-
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genüberliegenden Seite der Oberlausitzer Straße lassen auch dort eine Erweiterung des Unter-
nehmens nicht zu. Aufgrund dieser Einschränkungen ist eine optimale Ausnutzung der letzten 
verfügbaren Flächenreserve des Unternehmens im Plangebiet notwendig. 

 
7.4.3  Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Umweltauswirkungen 

Gemäß Bundesnaturschutzgesetz (§§ 14, 15 BNatSchG) und Baugesetzbuch (§ 1a Abs. 3 BauGB) 
ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und erhebliche Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes durch geeignete Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
auszugleichen oder zu ersetzen. 
Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach § 9 BauGB als Flä-
chen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
sowie als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie 
mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen. 
Die Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie zum Ausgleich von Umweltauswir-
kungen sind bei den einzelnen Schutzgütern detailliert und schutzgutbezogen dargestellt. 
Die wichtigsten Maßnahmen werden zusammenfassend nochmals aufgeführt: 
- Umsetzung aller artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen im 

Zusammenhang mit der Baufeldfreimachung für den ersten Bauabschnitt 
- Entwicklung eines strukturreichen Grünstreifens am Westrand des Plangebietes parallel 

zur stillgelegten Bahnstrecke 
- Vorgaben zur Begrünung nicht überbaubarer Flächen der Baugrundstücke 
- Pflanzbindungen zur Fortführung der straßenbegleitenden Baumreihe 
- wasserdurchlässige Ausführung von Flächenbefestigungen 
- Festsetzung insekten- und fledermausverträglicher Beleuchtung 
- Festsetzungen zum Schutz gegen Vogelschlag an Fassaden mit großen Glasflächen 
- Festsetzungen zur maximalen Höhe baulicher Anlagen. 

 
7.5  Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 

Der Nachweis der Kompensation des Eingriffes in Natur und Landschaft gemäß § 15 (Abs. 2) 
BNatSchG erfolgt nach den Vorgaben der Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzie-
rung von Eingriffen im Freistaat Sachsen (SMUL 2009). Die quantifizierende Bilanzierung zielt 
darauf ab, den notwendigen Umfang der fachlich und planerisch abgeleiteten Kompensations-
maßnahmen gestützt auf einheitliche Bezugsgrößen, (Werteinheiten) zu bestimmen. 
Sie dient dem nachvollziehenden Nachweis der Kompensation. Die Bilanzierung wurde für den 
Teil des Bebauungsplans erstellt, der sich bisher im Außenbereich nach § 35 BauGB befindet und 
in dem somit die Eingriffsregelung nach § 14 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 9 SächsNatSchG gilt. Die 
Bilanzierung wurde in zwei Teilflächen gegliedert: Teilfläche 1 - Gewerbebetrieb, Teilfläche 2 - 
Wohnbebauung mit Hausgärten. 
 

7.5.1  Zustand vor dem Eingriff 

In der nachstehenden Tabelle ist der Zustand für den Teil des Plangebietes im bisherigen Außen-
bereich nach § 35 BauGB vor dem Eingriff dargestellt. 
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Tab. 1     Zustand vor dem Eingriff 

Die Bewertung von Grünland, das nicht intensiv, sondern extensiv genutzt wird, jedoch nur mä-
ßig artenreich ist und nicht den Status einer mageren Frischwiese erreicht hat, ist in der aktuel-
len Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen 
(SMUL 2009) unzureichend abgebildet. Bei der Wiese im Plangebiet handelt es sich um eine mä-
ßig artenreiche Wiese, die aufgrund der extensiven Pflege allmählich artenreicher wird, jedoch 
noch nicht als magere Frischwiese zu bewerten ist. 
Um den Biotopwert dieser Fläche darstellen zu können, wurde für die Bewertung des mäßig 
artenreichen Grünlandes die überarbeitete Fassung der Handlungsempfehlung zur Bewertung 
und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen (TU DRESDEN / FROELICH UND SPORBECK 
2017) herangezogen, die künftig die Grundlage für die Anlage einer Landeskompensationsver-
ordnung bilden soll. Der dort angegebene Biotopwert für mäßig artenreiches Grünland frischer 
Standorte (16) diente zur Orientierung im vorliegenden Fall. 

 
7.5.2  Zustand nach dem Eingriff 

In der nachstehenden Tabelle ist der Zustand für den Teil des Plangebietes im bisherigen Außen-
bereich nach § 35 BauGB nach dem Eingriff dargestellt. In der Bilanzierung bereits berücksichtigt 
sind die innerhalb des Plangebietes festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. 
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Tab. 2    Zustand nach dem Eingriff einschließlich Ausgleichs- u. Ersatzmaßnahmen im Plangebiet 
 
Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für eine zulässige bauliche Entwicklung in Teilfläche 2 
beinhalten die Anpflanzung von Laubbäumen. Nicht gehölzgeprägte Biotoptypen können durch 
die Pflanzung von Bäumen zusätzlich aufgewertet werden. Die Aufwertung durch die Baum-
pflanzung erfolgt - sofern der darunterliegende Biotoptyp in seiner Nutzung nicht verändert o-
der durch die Wirkungen einer Baumpflanzung nicht negativ beeinflusst wird – in diesem Fall 
unabhängig vom darunterliegenden Biotoptyp über die Kronentrauffläche. Die Aufwertung wird 
durch Multiplikation der pauschalierten Kronentrauffläche des geplanten Baumes mit dessen 
Planungswert berechnet. Als pauschalisierte Kronentrauffläche wird für geplante Laubbäume 
und Wildobstbäume (Hochstamm) eine Fläche von 25 m² angesetzt. 

 
7.5.3  Wertminderung durch den Eingriff 

Die Wertminderung durch den Eingriff beträgt auf Teilfläche 1 (Gewerbebetrieb) 49.933 Wert-
einheiten. 

1.  Bisheriger Außenbereich - anteilig Flurstücke 88 und 329 Gemarkung Großpostwitz 

Werteinheiten der Biotope nach dem Eingriff, 
einschließlich Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Plangebiet 

46.869 

Werteinheiten der Biotope vor dem Eingriff - 96.802 

Differenz Werteinheiten - 49.933 

Tab. 3     Wertminderung durch den Eingriff, Teilfläche 1 (Gewerbebetrieb) 
 
Auf Teilfläche 2 (Wohnbebauung) kann ein möglicher (zulässiger) Eingriff innerhalb des Plange-
bietes kompensiert werden. Es verbleibt ein geringer Überschuss von 77 Werteinheiten. 

2.  Bisheriger Außenbereich - anteilig Flurstücke 88/1 und 88/4 Gemarkung Großpostwitz 

Werteinheiten der Biotope nach dem Eingriff, 
einschließlich Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Plangebiet 

10.217 

Werteinheiten der Biotope vor dem Eingriff - 10.140 

Differenz Werteinheiten 77 

Tab. 4     Wertminderung durch den Eingriff, Teilfläche 2 (Wohnbebauung) 
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7.5.4  Bilanzierung der Ersatzmaßnahme E 1 

7.5.4.1  Zustand vor der Aufwertung 

Von dem Gewerbetrieb wurde für die Anlage eines ausreichend großen Ersatzhabitats für die 
Wald- und Zauneidechsen das firmeneigene Flurstück 88/5 der Gemarkung Großpostwitz zur 
Verfügung gestellt. Das Flurstück wird durch die Ansaat einer Blumenwiese und eine künftige 
extensive Pflege als insektenreiches Nahrungshabitat für die Eidechsen entwickelt. 
Mit dieser Entwicklung verbunden ist eine Aufwertung der Biotoptypen, die als externe Kom-
pensationsmaßnahme (Ersatzmaßnahme E 1) dem Bebauungsplan zugeordnet wird.  
In der nachstehenden Tabelle ist der Zustand des Flurstücks 88/5 (Ersatzmaßnahme E 1) vor der 
Aufwertung dargestellt. 

 
Tab. 5       Biotopwerte vor Durchführung der Ersatzmaßnahme E 1 

 
7.5.4.2  Zustand nach der Aufwertung 

In der nachstehenden Tabelle ist der Zustand des Flurstücks 88/5 (Ersatzmaßnahme E 1) nach 
der Aufwertung dargestellt. 

 
Tab. 6             Biotopwerte nach Durchführung der Ersatzmaßnahme E 1 

 
7.5.4.3  Aufwertung durch die Ersatzmaßnahme E 1 

Es ergibt sich folgende Aufwertung durch die Ersatzmaßnahme E 1: 

Werteinheiten der Biotope nach Durchführung der Maßnahme 6.578 
Werteinheiten der Biotope vor Durchführung der Maßnahme - 2.160 
Aufwertung der Biotope in Werteinheiten 4.418 

Tab. 7  Aufwertung durch die Ersatzmaßnahme E 1 
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7.5.5  Kompensation des Eingriffes 

7.5.5.1  Kompensationsbedarf Teilfläche 1 

Der die Teilfläche 1 (Gewerbebetrieb; anteilig Flurstücke 88 und 329 Gemarkung Großpostwitz 
im bisherigen Außenbereich) betreffende Eingriff in Natur und Landschaft kann auch unter Hin-
zurechnung der Ersatzmaßnahme E 1 nicht vollständig kompensiert werden. 
Es verbleibt eine Wertminderung auf Teilfläche 1 von 45.515 Werteinheiten. 

Wertminderung durch den Eingriff - 49.933 
anrechenbare Aufwertung durch die Ersatzmaßnahme E 1 + 4.418 
verbleibende Differenz Werteinheiten - 45.515 

Tab. 8  Nachweis der Kompensation des Eingriffes 
 
7.5.5.2  Zuordnung von Ökokontomaßnahmen 

Um den Eingriff in Natur und Landschaft vollständig kompensieren zu können, war die anteilige 
Zuordnung von Ökokontomaßnahmen erforderlich. Aufgrund der hohen Neuversiegelung durch 
Bebauung und Flächenbefestigung wurden dem Bebauungsplan vorrangig Ökokontomaßnah-
men zugeordnet, die - zu einem geringen Teil - Entsiegelungsmaßnahmen und - zu einem hohen 
Anteil - bodenverbessernde Maßnahmen beinhalten. In der nachstehenden Tabelle findet sich 
eine Übersicht der dem Bebauungsplan zugeordneten Ökokontomaßnahmen: 
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Tab. 9   Übersicht der dem Bebauungsplan zugeordneten Ökokontomaßnahmen 

 
7.5.5.3  Nachweis der Kompensation des Eingriffes 

Bei vollständiger Durchführung aller Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und rechtsverbindlicher 
Zuordnung der Ökokontomaßnahmen kann der Eingriff in Natur und Landschaft vollständig 
kompensiert werden, wobei die Kompensation nur anteilig im Plangebiet erfolgen kann und zu 
einem größeren Anteil im Gebiet des Landkreises Bautzen umgesetzt wird. 
In der Gesamtbewertung verbleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushalts. 

Wertminderung durch den Eingriff - 49.933 
anrechenbare Aufwertung durch die Ersatzmaßnahme E 1 + 4.418 
Zuordnung der Aufwertung aus drei Ökokontomaßnahmen + 45.515 
verbleibende Differenz Werteinheiten 0 

Tab. 10  Nachweis der Kompensation des Eingriffes 
 

7.6  Weitere Angaben zur Umweltprüfung 
7.6.1  Methodische Ansätze und Hinweise auf Schwierigkeiten bei Zusammenstellung der Unterlagen 

Grundlage für Analyse und Bewertung bildeten vorliegende Gutachten (aktuelle Arterfassungen, 
Baugrunduntersuchungen, Schallimmissionsprognosen, Bemessung Regenwasserkanal), Daten 
der Unteren Naturschutzbehörde und des Sächsischen Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft 
und Geologie, Luftbilder sowie örtliche Kartierungen. Die Bewertung erfolgte verbal argumen-
tativ sowie durch vergleichende Darstellung der Biotopwerte im Ausgangszustand und bei 
Durchführung des Vorhabens gemäß Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung 
von Eingriffen im Freistaat Sachsen. 
Besondere Schwierigkeiten oder Datendefizite bei der Zusammenstellung der für die Bearbei-
tung relevanten Unterlagen sind nicht aufgetreten. 

 
7.6.2  Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen - Monitoring 
7.6.2.1  Notwendigkeit 

Nach § 4c BauGB hat die Gemeinde Großpostwitz die erheblichen Umweltauswirkungen, die 
aufgrund der Durchführung des Bebauungsplans eintreten, zu überwachen, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu 
sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Die Überwachung erfolgt in Abstimmung 
mit den zuständigen Fachbehörden. 
Im Rahmen der Umweltprüfung wurde festgestellt, dass die Umsetzung des Bebauungsplans 
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in Bezug auf die Schutzgüter 
- Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt, Artenschutz 
- Boden / Fläche 
- Wasser 
- Landschafts- und Ortsbild, Erholung 
in unterschiedlichem Grade erhebliche Umweltauswirkungen nach sich zieht, die durch Vermei-
dungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen reduziert werden. 
Zur wirksamen Umsetzung der festgesetzten Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen ist 
die zeitliche Abstimmung der Maßnahmen erforderlich. Werden die festgesetzten Vermeidungs- 
und Kompensationsmaßnahmen nicht oder nur unzureichend durchgeführt, wäre die Umset-
zung des Bebauungsplans mit erheblichen Umweltauswirkungen verbunden. 

 
7.6.2.2  Überwachung vor Baubeginn 

Besonderer Überwachung bedürfen die artenschutzrechtlich erforderlichen Maßnahmen vor 
Beginn der Baumaßnahmen. Um das Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG 
zu vermeiden, sind vor der Baufeldfreimachung die Vermeidungsmaßnahme V 1, V 2, V 3, V 4, V 
5 und V 6 des Artenschutzfachbeitrages umzusetzen. Die Umsetzung der Vermeidungsmaßnah-
men ist zu überwachen; erst danach darf eine Baufeldfreigabe für die Abbruch- und Rodungs-
maßnahmen erfolgen. 
Die artenschutzrechtlich erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen sind zeitnah so umzusetzen, 
dass die Ersatzquartiere den Arten in der darauffolgenden Brutperiode (Brutvögel) bzw. Aktivi-
tätsperiode (Fledermäuse) zur Verfügung stehen. Die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen ist 
zu überwachen. 
Die Auflagen aus den Bescheiden der Unteren Naturschutzbehörde zur artenschutzrechtliche 
Befreiung vom 08.06.2026 und 18.06.2026 (AZ 68.2-364.621:2026-716) sind zwingend einzuhal-
ten, nachvollziehbar in Text und Bild zu dokumentieren und der Unteren Naturschutzbehörde 
zu übergeben. 

 
7.6.2.3  Überwachung während der Baudurchführung 

Während der Baumaßnahme sind die Vorgaben zum Bodenschutz zu überwachen, die größten-
teils in der DIN 18915 enthalten sind. Schwerpunkt bilden der Schutz und der sorgsame Umgang 
mit dem belebten Oberboden. 

 
7.6.2.4  Überwachung nach Abschluss der Baudurchführung 

Durchführung und Erfolg der festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind zu kontrol-
lieren. 
Die festgelegten Pflanzmaßnahmen sind nach Abschluss der Bauarbeiten in der darauffolgenden 
Pflanzperiode (Frühjahr bzw. Herbst) durchzuführen, da sie durch die Baumaßnahme beein-
trächtigt werden können. Der Anwuchserfolg der Pflanzungen ist nach Beendigung der Fertig-
stellungspflege nach DIN 18916, die i.d.R. eine Vegetationsperiode umfasst, zu kontrollieren. 
Nicht angewachsene Gehölze sind zu ersetzen. 
Am Ende der sich nach DIN 18919 anschließenden Entwicklungspflege ist zu überprüfen, ob der 
funktionsfähige Zustand der Pflanzungen erreicht werden konnte. Die Entwicklungspflege für 
Pflanzungen beträgt i.d.R. zwei Jahre. 
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Die Ansaat der Blumenwiesen ist zeitnah jeweils nach Herstellung der jeweiligen Vegetations-
flächen durchzuführen, um das Aufkommen von unerwünschtem Aufwuchs zu vermeiden. 
Die zeitnahe Herstellung der Blumenwiesen sowie das Einbringen der Stauden für nachtaktive 
Insekten ist zu kontrollieren. 
 

7.7  Zusammenfassung 
Dem Umweltbericht ist gemäß BauGB, Anlage 1, Nr. 3c eine allgemein verständliche Zusammen-
fassung der erforderlichen Angaben entsprechend dieser Anlage beizufügen. 
Die Gemeinde Großpostwitz verfolgt das Ziel, mit Hilfe des Bebauungsplanes die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für die nachhaltige Standortsicherung gewerblicher Nutzung zu schaf-
fen sowie das Wohnen im Sinne eines Mischgebietes zu ermöglichen. 
Bei der Umsetzung des Vorhabens sind die Ziele des Umweltschutzes zu beachten. Es sind die 
Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter 

- Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt,  - Klima und Luft 
     Artenschutz - Landschafts- und Ortsbild, Erholung 
- Boden / Fläche - Kultur- und sonstige Sachgüter 
- Wasser - Mensch 

zu berücksichtigen. 
Erhebliche Umweltauswirkungen auf die o.g. Schutzgüter sind zu vermeiden, zu minimieren o-
der durch geeignete Maßnahmen zu kompensieren. 
Im Rahmen der Umweltprüfung zum Bebauungsplan „Oberlausitzer Straße“ in Großpostwitz 
wurde festgestellt, dass die zulässigen Vorhaben insbesondere in Bezug auf die Schutzgüter 
- Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt, Artenschutz 
- Boden / Fläche 
- Wasser 
- Landschafts- und Ortsbild, Erholung 
zu Umweltauswirkungen unterschiedlicher Erheblichkeit führen, die zu vermeiden und zu kom-
pensieren sind. 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt bestehen im Verlust 
der gesamten strukturreichen Kleingartenanlage und der Wiese als (Teil)Lebensraum und Nah-
rungshabitat. Die artenschutzrechtliche Prüfung ergab, dass auch das Eintreten von Verbotstat-
beständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG (Tötungsverbot, Störungsverbot, Zerstörung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten) zu erwarten ist. Durch zahlreiche, aus den faunistischen Untersu-
chungen im Artenschutzfachbeitrag abgeleitete Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen kön-
nen erhebliche Beeinträchtigungen vermieden bzw. ausgeglichen 
werden. Der Lebensraumverlust wird durch die Anlage von Grünflächen im Westteil des Plange-
bietes entlang der stillgelegten Bahnstrecke zumindest teilweise kompensiert. Die Kompensa-
tion des gesamten Lebensraumverlustes ist nur durch die Zuordnung von Ökokontomaßnahmen 
im Landkreis Bautzen möglich (s. u.). 
Erhebliche Auswirkungen ergeben sich in Bezug auf das Schutzgut Boden / Fläche durch die zu-
lässige Neuversieglung (Überbauung und Befestigung) von 5.114 m² Fläche sowie durch bauzeit-
liche Eingriffe in den Boden. Durch bodenschutzwirksame Vermeidungsmaßnahmen können die 
baubedingten Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden / Fläche deutlich gemindert werden. 
Ein funktional gleichartiger Ausgleich der Neuversiegelung durch entsprechende Entsiegelungs- 
oder Abrissmaßnahmen ist aufgrund des Fehlens geeigneter Flächen nur in geringem Umfang 
und nicht innerhalb des Gemeindegebietes möglich. Die Kompensation erfolgt daher durch die 
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Zuordnung von Ökokontomaßnahmen im Landkreis Bautzen. Es wurden Ökokontomaßnahmen 
zugeordnet, die Gebäudeabbruch und Flächenentsiegelungen sowie bodenverbessernde Maß-
nahmen beinhalten. 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser ergeben sich vor allem durch die Ableitung des von den 
überbauten und befestigten Flächen anfallenden Niederschlagswassers in die Regenwasserka-
nalisation, wodurch die Grundwasserneubildung lokal reduziert wird.  
 
Die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschafts- und Ortsbild betreffen das Umfeld des Plan-
gebietes und wirken sich vor allem im Nahbereich aus. Die Fernwirkung der zulässigen Neube-
bauung wird durch Festsetzungen zur maximalen Höhe baulicher Anlagen und durch den Erhalt 
des Baumbestandes auf der stillgelegten Bahnstrecke begrenzt, so dass wichtige Blickbeziehun-
gen aus dem Landschaftsschutzgebiet nicht erheblich beeinträchtigt werden. Auf Flächen für die 
landschaftsgebundene Erholung ergeben sich keine Auswirkungen. 
Die Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft sowie Mensch sind gering. Auf das Schutz-
gut Kultur- und sonstige Sachgüter ergeben sich keine Auswirkungen. 
In der nachstehenden Tabelle sind die Auswirkungen auf die Schutzgüter zusammenfassend 
dargestellt. 

Schutzgut Erheblichkeit der Umweltauswirkungen 
Tiere, Pflanzen, Biologische Vielfalt, Artenschutz  gering 
Boden / Fläche  gering bis mäßig 
Wasser  mäßig 
Klima und Luft  gering 
Landschafts- und Ortsbild, Erholung  gering 
Kultur- und sonstige Sachgüter  unerheblich 
Mensch  gering 

 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass bei der Durchführung aller festgesetzten Vermeidungs-
, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen sowie der Ersatz- und Artenschutzmaßnahmen 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter nach § 3c des UVPG 
zu erwarten sind. 
 

7.8  Quellenverzeichnis 
Literatur: 

- SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR UMWELT UND LANDWIRTSCHAFT (SMUL) - Hrsg.: 
Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen, 
Dresden 2003, Fassung 2009 

- TU DRESDEN / FROELICH UND SPORBECK: Überarbeitung der Handlungsempfehlung zur Be-
wertung und Bilanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen: Grundlagen für die Anlagen 
der geplanten Sächsischen Kompensationsverordnung, Stand 25.01.2017 

Gutachten: 
- BAUGRUNDINSTITUT RICHTER: Geotechnischer Bericht, Erweiterung Fa. Miunske in 02692 

Großpostwitz, Oberlausitzer Straße, 05.02.2026 
- BAUGRUNDINSTITUT RICHTER: Geotechnischer Bericht, Erweiterung Fa. Miunske in 02692 

Großpostwitz, Oberlausitzer Straße, 21.05.2026 
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- GICON GROßMANN INGENIEUR CONSULT GMBH: Schallimmissionsprognose nach TA Lärm 
für den Neubau eines Bürogebäudes der miunske GmbH, 28.05.2026 

- IBOS INGENIEURBÜRO FÜR TIEFBAU, WASSERWIRTSCHAFT UND UMWELTFRAGEN, OST-
SACHSEN GMBH: Entwässerungskonzept für den Bebauungsplan „Oberlausitzer Straße“ 
Großpostwitz im Auftrag der miunske GmbH, 8. Juli 2026  

Pläne: 
- FREISTAAT SACHSEN.: Landesentwicklungsplan Freistaat Sachsen, 2013 
- REGIONALER PLANUNGSVERBAND OBERLAUSITZ-NIEDERSCHLESIEN (RPON): Regionalplan 

Region Oberlausitz-Niederschlesien, zweite Gesamtfortschreibung, in Kraft getreten am 
26.10.2023 

- VERWALTUNGSGEMEINSCHAFT GROßPOSTWITZ/O.L. - OBERGURIG: Landschaftsplan der 
Verwaltungsgemeinschaft Großpostwitz/O.L. - Obergurig, 2008  

 
Rechtsgrundlagen, Verwaltungsvorschriften, Erlasse: 

- Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 
19. August 1970 (Beil. zum BAnz. Nr. 160) - AVwV Baulärm 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 
I S.3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 
I Nr. 348) 

- Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25.Februar 2021 (BGBl. I S. 306) 

- Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598, 2716) 
- Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 
- 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. 

Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 163) 
- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 

29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 
2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 

- Gesetz über die Kreislaufwirtschaft und den Bodenschutz im Freistaat Sachsen (Sächsisches 
- Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz – SächsKrWBodSchG) erlassen als Artikel 1 des 
- Gesetzes zur Änderung des Sächsischen Abfall- und Bodenschutzrechtes vom 22. Februar 

2019 
- Sächsisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Sächsisches Naturschutzgeset-

SächsNatSchG) vom 6. Juni 2013, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 22. Juli 2024 (Sächs-
GVBl. S. 672) 

- SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUMS FÜR UMWELT UND LANDWIRTSCHAFT (SMUL): Vollzug 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung; Optimierung der Kompensationsverpflichtung 
(Entsiegelungserlass), vom 30.07.2009 

- Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) erlassen als Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung 
- wasserrechtlicher Vorschriften vom 12. Juli 2013 
- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch 

Artikel 7 des Gesetzes vom 29.März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) 
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
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- Verordnung zum Schutz wild lebender Tier- und Pflanzenarten (Bundesartenschutzverord-
nung BArtSchV) vom 16. Februar 2005 (BGBl. I S. 258, 896), zuletzt geändert durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95) 

DIN-Normen: 
- DIN 18005 - Schallschutz im Städtebau 
- DIN 18915 - Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten 
- DIN 18916 - Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Pflanzen und Pflanzarbeiten 
- DIN 18916 - Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Rasen und Saatarbeiten 
- DIN 18919 -Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Instandhaltungsleistungen für die Ent-

wicklung und Unterhaltung von Vegetation (Entwicklungs- und Unterhaltungspflege) 
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